
Abstimmung S. 4/5
Für die Koalition ist es klar: Die
Grenze des Zumutbaren bei Ein-
sparungen ist erreicht. In dritter
Lesung stimmte der Landtag über
den Doppelhaushalt ab. Das Urteil
der Opposition: „Verfassungs-
widrig.“

Ausgleich S. 11
Vor zehn Jahren wurde 
der Ausgleich für Bonns
Verlust als Bundeshauptstadt 
beschlos-
sen. Wie 
ist die
Bilanz?

Akzeptanz S. 14
Bergsenkungen und wachsende
Hochwassergefahr durch Kohle-
abbau unter dem Rhein? Eine
Anhörung im Wirtschaftsausschuss
zeigt: Die Akzeptanz bei den
Menschen in der betroffenen
Region schwindet.

Abschied S. 21
Das Land hat das Staatsbad Oeyn-
hausen in die Hand der Stadt
übergeben. Mehr als ein Viertel-
jahrhundert begleitete die Arbeits-
gruppe das Geschick des Heilbads.
Jetzt löste sie sich auf – mit Stolz
und ein wenig Wehmut.

AAuussggaabbee  22  ··  3355..  JJaahhrrggaanngg  ··  1133..  WWaahhllppeerriiooddee  ··  1111..0022..22000044

Wort und 
Widerwort: 
Ist Nordrhein-Westfalen vor Terror-
attacken ausreichend geschützt?

Gegen terroristische Angriffe gibt
es keinen hundertprozentigen Schutz.
Aber der moderne Staat und seine
Organe sind nicht wehrlos – sie können
Vorkehrungen treffen, um die Gefahr
für die Bürgerinnen und Bürger
möglichst gering zu halten. Anschläge
lassen sich am ehesten verhindern,
wenn es gelingt, frühzeitig Erkennt-
nisse über Planungen von Terroristen
zu gewinnen. Dazu müssen die
Sicherheitsbehörden eng zusammen-
arbeiten, sie müssen personell,
finanziell, rechtlich und technisch in
der Lage sein, Bedrohungen wahr-
zunehmen und angemessen darauf zu
reagieren. Die Standpunkte der
Fraktionen dazu auf Seite 10.

Als
Parlament und

Regierung ihren Sitz
vom Rhein an die Spree

verlegten, standen Land NRW
und Region Bonn vor dem Problem:

Wie kann der Aderlass ausgeglichen
werden? In zähen Verhandlungen fand man

einen Kompromiss, den so genannten Bonn-
Ausgleich mit seinen Absprachen zur Fortent-

wicklung der Region. Heute, zehn Jahre später, und im
Zusammenhang mit der aktuellen Verlagerungs-

debatte des BKA-Standorts Meckenheim ist
eine Zwischenbilanz zu ziehen und zu

fragen: Hat sich der Vertrag bewährt
und ist der Bund bereit, sich wei-

terhin an seine Verpflichtungen
zu halten? Dazu das Gespräch

auf den Seiten 12 und 13.
Montage: Schälte
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B
onn boomt. Vor Jahren wurde Bonn
noch als „Bundesdorf am Rhein“
belächelt. Heute hat Bonn ein neues

eigenständiges Profil: Als Hauptsitz von Welt-
unternehmen in den Zukunftsbranchen Tele-
kommunikation und Logistik, als Zentrum
einer bedeutenden Wissenschaftsregion und als
UNO-Stadt mit vielen UN-Organisationen,
Heimat internationaler Schulen und Sitz von
Bundesbehörden. Große Firmen wie die Telekom
haben dort ihren Hauptsitz, die Deutsche Post
AG hat ihren Tower errichtet.

Die Kaufkraft in Bonn ist nach dem Weg-
zug von Bundestag, Regierung und  Bundesrat
gestiegen, die Einwohnerzahl auch. Die Immo-
bilienpreise sind nicht gefallen, Bonn hat eine
beneidenswert geringe Arbeitslosenquote. Neue
Firmen haben sich angesiedelt, neue Arbeits-
plätze sind entstanden. Im alten Regierungs-
viertel arbeiten heute mehr Menschen als einst.
Bonns Wohn- und Freizeitwert ist ein wesent-
licher Standortfaktor geworden.

Ausgleich

Etwa 1,4 Milliarden Euro erhält Bonn bis
2004 als Ausgleich für den Berlin-Umzug. Mit-
geholfen haben dabei vor allem das Bonn-
Berlin-Gesetz, das jetzt zehn Jahre alt wird, und
die damit verbundenen Ausgleichsvereinba-
rungen. Der Deutsche Bundestag hatte am 20.
Juni 1991 beschlossen, den Sitz von Parlament
und Teilen der Regierung von Bonn nach
Berlin zu verlagern. Der Landtag NRW sprach
sich vor einiger Zeit in einem Antrag dafür aus,
„dass die negativen Auswirkungen dieser
politischen Standortentscheidung auf alle
Lebensbereiche in der Stadt Bonn und in der
Region Köln, Bonn und Nachbarn aus-
zugleichen“ sei. Der Landtag NRW erwartet,
dass der Bundestag diesem selbstverständlichen
Anspruch nachkommt und die Bundes-
regierung darauf verpflichtet. Der rechtliche
Rahmen dafür ist das Bonn-Berlin-Gesetz.

Die Aufteilung der Bundesregierung auf zwei
Standorte hat sich eingespielt und funktioniert.
Vor allem die Landespolitiker aus Nordrhein-
Westfalen halten an dem Bonn-Berlin-Vertrag
fest. Verlässlichkeit und Sicherheit, dass alle
gegebenen Zusagen vom Bund für Bonn einge-
halten werden, sind jetzt nötiger denn je. Das
macht auch die Diskussion um die geplante Ver-
legung des BKA-Standortes in Meckenheim nach
Berlin deutlich. Der Landtag hat sich für den Ver-
bleib des Bundeskriminalamtes in Meckenheim
ausgesprochen. Die derzeitige Umzugsdebatte
schadet dem Geist des Bonn-Berlin-Gesetzes. SH
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Michael Groschek (SPD) zeigte wenig Ver-
ständnis dafür, dass die CDU-Fraktion die
Gelegenheit zu einem breiten Konsens in der
Sache ausgeschlagen habe. Forderungen der
Oberbürgermeister und Landräte des Reviers
für den Regionalverband Ruhr seien Punkt für
Punkt von Rot-Grün umgesetzt worden:
übergeordneter Masterplan, Trägerschaft
öffentlicher Belange, Dienstleister bei der Er-
stellung neuer Flächennutzungspläne und die
Möglichkeit, auch zwischen kreisangehörigen
Städten und kreisfreien Städten neue Flächen-
nutzungspläne aufzustellen. So könne es
endlich zu einer Planung aus einem Guss
kommen, erklärte Groschek. Das Kirch-
turmdenken werde weiter abgebaut. „Wir er-
öffnen dem Ruhrgebiet neue Chancen zu einer
kompetenten regionalen Zusammenarbeit,
geben ihm einen starken erneuerten Verband,
in dem sich das Ruhrgebiet selbst so orga-
nisieren kann, dass es seine Stärken ausbauen
und seine Schwächen Zug um Zug abbauen
kann.“

Dr. Jürgen Rüttgers, CDU-Fraktionsvorsitzender,
hielt es für das Kernproblem, dass die Frage
nach einer rechtsverbindlichen Planung für das
Ruhrgebiet nach wie vor nicht gelöst sei. Man
brauche nicht weitere Zersplitterung, sondern
„Aufbruch durch Freiheit und Einheit“.

Darum sei das
Gesetz allenfalls eine

Halbheit und zudem durch
Mutlosigkeit geprägt. Diese „struktur-

konservative“ Koalition schaffe es nicht, im
Ruhrgebiet neue Strukturen aufzubauen. Rütt-
gers war überzeugt, dass das Ganze nicht lange
Bestand haben wird, „irgendwann wird es in
diesem Land eine Verwaltungsreform geben“.

Holger Ellerbrock (FDP) nannte als obersten
Grundsatz der Vorstellungen seiner Fraktion
„Freiwilligkeit statt Zwangskorsett“. Im Revier
gebe es starke Zentrifugalkräfte. Der KVR sei
nur so stark, wie es die Verbandsmitglieder
zuließen. Warum werde das KVR-Gesetz jetzt
geändert, wollte er wissen, wo doch eine Ver-
waltungsreform aus einem Guss Ziel der
Landesregierung sei? Da würden stattdessen
jetzt Strukturen „festgezimmert“. Der vor-
gesehene Masterplan bringe staatliche Zwangs-
beglückung wieder durch die Hintertür
herein, urteilte Ellerbrock und verlangte,
damit die Region zur Identifikation finden
könne, müsse der Repräsentant direkt gewählt
werden.

Dr. Thomas Rommelspacher (GRÜNE) stellte
fest, hier gehe es um eine Kommunalreform:
„Wir beenden ein Phase überzogener Staatlich-
keit und werden dadurch den großen poly-
zentrischen Ballungsraum zwischen Ruhr
und Emscher wieder in den Stand versetzen,
seine Entwicklung in die eigenen Hände zu
nehmen.“ 

Landesplanungsminister Dr. Axel
Horstmann (SPD) erklärte, die planerischen

Rahmenbedingungen würden geändert,
damit die Region zum Handlungsraum werde
und sich das innovative Potenzial besser
entfalten könne. Er setzte darauf, dass im
Zeitraum von fünf Jahren zunächst im Ruhr-
gebiet neue Kompetenzregeln erprobt werden,
„die dann im Falle der Bewährung auf ganz
Nordrhein-Westfalen übertragen werden
können“.

Innenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) machte
darauf aufmerksam, neben der Landesplanung
gehe es auch um kommunale Zusammenarbeit.
Um die zu erleichtern, werde ein Handlungs-
rahmen geschaffen, den die Akteure im Ruhr-
gebiet nutzen können. Das sei „Hilfe zur Selbst-
hilfe“, meinte Behrens: „Und diese Hilfe ist jetzt
notwendig.“ Die tief greifende und vor allem
auch staatliche Verwaltungsreform sei in dieser
Wahlperiode nicht zu schultern.

Franz-Josef Britz (CDU) kritisierte, die SPD
fordere von der CDU den Dialog – zu dem sie
nach wie vor bereit sei – , erweise sich selbst aber
als nicht dialogfähig. Wenn die Sozialdemo-
kraten den Vorschlägen der Gutachter und auch
der Union gefolgt wären, dann hätte man in der
CDU den Gesetzentwurf mittragen können.

Dr. Bernhard Kasperek (SPD) lehnte es ab,
wegen der Verwaltungsreform des Landes die
Neuordnung im Ruhrgebiet auf die lange Bank
zu schieben.

Johannes Remmel (GRÜNE) erinnerte daran,
worum es wirklich bei dem Gesetz geht: „Das
Ruhrgebiet soll in die erste Liga.“ Es solle auf
derselben Ebene agieren wie andere europäische
Metropolenregionen, wie Paris oder London.

Ruhrgebiet
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Ruhrgebiet soll in die erste Liga
Künftig mehr Zusammenarbeit und weniger Kirchturmdenken

In zweiter Lesung hat der Landtag gegen die Stimmen der Opposition die neue gesetzliche
Grundlage für den Regionalverband Ruhrgebiet (RVR) verabschiedet, der den alten Kom-
munalverband Ruhrgebiet (KVR) ablösen soll. Der neue Verband erhält weitgehende
Planungskompetenz. CDU und FDP lehnten den Gesetzentwurf der Koalitions-
fraktionen (Drs. 13/3538 neu) ab; sie hätten an Stelle der Regelung für das
Revier eine große Strukturreform im ganzen Land vorgezogen.

Dr. Thomas   
Rommelspacher    
(GRÜNE)

Dr. Axel Horstmann
(SPD) 

Franz-Josef
Britz (CDU)

Dr. Fritz Behrens (SPD)

Michael Groschek (SPD) Holger Ellerbrock (FDP)
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Dr. Jürgen Rüttgers, CDU-Fraktionsvorsitzen-
der, bezeichnete den Doppelhaushalt, der zur
Verabschiedung ansteht, als verfassungswidrig.
Deprimierend sei zudem an diesem Landes-
haushalt, „dass er finanzpolitisch unseriös,
wirtschaftspolitisch kontraproduktiv und
sozialpolitisch unfair und ungerecht ist“. Der
Grund dafür liege am Ministerpräsidenten: „Sie
haben einfach nicht mehr die Kraft zu einem
neuen Aufbruch.“ Dabei seien die Menschen im
Lande bereit, auch harte Einschnitte zu akzep-
tieren, weil sie den Aufschwung wollten. Aber
die Politik der Landesregierung gefährde diesen
Aufschwung, indem sie die Investitionen nach
unten fahre, die Mittelstandsförderung um ein
Viertel zusammenstreiche. Trotz des Bekennt-
nisses, es dürfe für die Wirtschaft keine neuen
Steuern und Abgaben geben, werde die Wasser-
steuer eingeführt, um damit die WestLB zu
sanieren. Deren unfähige Manager verzockten
mehr als drei Milliarden, dafür müsse zum
größten Teil das Land geradestehen. Das aber
kürze die Mittel für Kindergärten, Ersatz-
schulen, Weiterbildung, für Behinderte, für den
Landesjugendplan, für Übungsleiter, für die
Kunst- und Kulturszene. So schaffe man kein
Vertrauen. In Kontrast zu dieser „willkürlichen,
unfairen und ungerechten Politik“ lege die
CDU als Alternative einen Entschließungs-
antrag vor. Damit die Leute wüssten: „Es geht
auch anders. Es geht besser.“ Dazu habe seine
Partei ein Zukunftsprogramm vorgelegt. Dem
sollte der Landtag zustimmen – „aus Liebe zu
Nordrhein-Westfalen”.

Edgar Moron, SPD-Fraktionsvorsitzender, fand,
dieses angebliche Zukunftskonzept sei inhalts-
leer und widersprüchlich. Damit könne man
keine Politik machen, urteilte er. Heute rede

man
über die

Haushalte
2004 und 2005;

dazu aber habe die
Union keinen einzigen

Vorschlag gemacht, der
ihrem Anspruch auf einen

verfassungsgemäßen Haushalt
gerecht werde – „was ist das

denn für eine Oppositionsarbeit?“,
fragte Moron und unterstrich die

Notwendigkeit der vorgenommenen
Kürzungen: „Weitere Einschnitte sind sozial-
politisch und auch wirtschaftspolitisch nicht
mehr zu verantworten.“ In einer großen Kraft-
anstrengung hätten die Koalitionsfraktionen
Korrekturen am Haushaltsentwurf vor-
genommen, es werde nur da gekürzt, wo das
noch zu verantworten sei, „aber wir zerschlagen
keine Strukturen. Wir sichern die Strukturen
eines Rechtsstaates, der dem Grundsatz der
sozialen Verantwortung verpflichtet ist. Das ist
unser Herzensanliegen, und dabei bleibt es
auch in Zukunft“. Moron weiter: Die Menschen
wollten den Aufschwung, „und wir werden
dazu beitragen, dass er kommt“. Der Ent-
schließungsantrag der CDU nütze auch nichts,
wenn sich die Opposition allen Fachberatungen
und allen Anhörungen entzogen und auf eigene
Anträge verzichtet habe. Die Koalition dagegen
habe sich der schwierigen Haushaltslage gestellt
und sei nicht „weggetaucht“.

Dr. Ingo Wolf, FDP-Fraktionsvorsitzender,
geißelte die „Flucht in die Verschuldung“. Das
sei ein „Armutszeugnis für die herrschende
Politik und eine schwere Hypothek für unsere
Kinder und Enkel“. Dem Doppelhaushalt drohe
das Verdikt der Verfassungswidrigkeit. Nachdem
dieses Etikett schon den Landeshaushalten 2000
und 2001 verliehen worden sei, könne man den
Eindruck bekommen,„verfassungswidrige Haus-
halte werden in NRW offenbar salonfähig“.
Wenn der eine Minister die Störung des wirt-
schaftlichen Gleichgewichts erkläre und der
andere Minister jubele, es gehe aufwärts, dann
müsse sich einer von beiden irren, meinte Wolf
und fand mit Blick auf die zurückliegenden
Haushaltsberatungen, es sei „skandalös, wie
Haushaltspolitik in diesem Lande betrieben
wird“. Noch schlimmer sei die unglaubliche

Asymmetrie bei der
Ausgabengestaltung:

Öffentlicher Dienst,
Kultur, Soziales und Sport

würden geschröpft, auf der
anderen Seite erhalte die Um-

weltministerin ihre Spielwiesen:
„Hier kann man sehen, wie falsche

Prioritäten gesetzt werden.“ Dieser
Doppelhaushalt sichere eines, nämlich „den

baldigen Politikwechsel in diesem Land bei der
Landtagswahl 2005“.

Sylvia Löhrmann (GRÜNE), Frak-
tionsvorsitzende, hielt den
vorliegenden Haushalt für
„verfassungsfest, sonst würden
wir ihn hier und heute nicht ver-
abschieden“. Die CDU übernehme
keine Verantwortung, stelle
keine Alternativen vor. Die
vorgelegten Sparvor-
schläge seien
nichts als
Luftnum-
mern.
Nicht
im

Landtag
werde von der
Union die Aus-
einandersetzung
gesucht, sondern vor
Gericht. Das sei eine
„Politik der organisierten
Dekonstruktion“, die man da be-
treibe. Damit beweise sie ihre „Re-
gierungsunfähigkeit“; das gelte auch – und
umso mehr – für die FDP, die angesichts ihrer
Vorschläge die Wähler wohl für „verblödet“
halte, wie Löhrmann vermutete. Der vor-
liegende Haushalt sei ein Nothaushalt, darüber
seien sich die Grünen klar. Dennoch bleibe
NRW sozial, würden wichtige Strukturen
erhalten, seien auch die sofort zu realisierenden
Konsolidierungsmaßnahmen erschöpft. Weil es
keine Politik des offenen Geldbeutels mehr geben

Dr. Ingo Wolf
(FDP)

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU)

Haushaltsverabschiedung

„Dies ist ein starkes und stolzes Land“
In dritter Lesung verabschiedet: Doppelhaushalt für 2004 und 2005

In dritter Lesung hat der Landtag am 28. Januar gegen die Stimmen von CDU und FDP
den Doppelhaushalt für die Jahre 2004 und 2005 verabschiedet. Der Etat sieht vor,
dass in diesem Jahr 48,6 Milliarden Euro ausgegeben werden können, im
nächsten Jahr sind es 47,3 Milliarden. Die Neuverschuldung liegt in diesem
Jahr bei 5,2 im nächsten Jahr bei 3,8 Milliarden Euro. Die Opposition
nutzte die Debatte traditionsgemäß zu einer Generalabrechnung mit
der Politik der Landesregierung, und nannte angesichts der Inves-
titionsquote den Haushalt „verfassungswidrig“. Die Koalitions-
fraktionen hielten dagegen und warfen CDU und FDP vor, sie
blieben seriöse Alternativvorschläge schuldig und kritisierten
die unumgänglichen Kürzungen, ohne eigene Einsparungs-
vorschläge zu machen.

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!
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könne, müsse qualitativ nach neuen Lösungen
gesucht werden. Das müsse im Dialog mit allen
gesellschaftlichen Gruppen geschehen: „Wir
brauchen nicht nur Ich-AGs, wir brauchen vor
allem wieder mehr Wir-AGs.“ 

Ministerpräsident Peer Steinbrück (SPD) warf
dem CDU-Fraktionsvorsitzenden Rüttgers vor,
er betreibe „in veranwortungsunfähiger, ver-
antwortungsentfernter Weise Populismus und
Drückebergerei“. Die Union kritisiere Ein-

sparungen und
Kreditauf-

nahme, lege aber keine eigenen Vorschläge vor.
Das sei zu wenig und unterstütze nicht den An-
spruch, dass man politische Verantwortung
übernehmen will. Wer sich über anstehende
Entscheidungen „hinweghudele“, der sei ein
Drückeberger – beim Subventionsabbau, bei

der Steuerreform, beim Zuwanderungsgesetz,
bei der Gesundheitsreform. Das von der CDU
vorgelegte Zukunftsprogramm sei ein „typisches
Oppositionsprogramm ohne Rücksicht auf jed-
wede Realitäten“. Die Landesregierung jedenfalls
sei von der Verfassungsmäßigkeit des Haushalts
überzeugt. Es gebe, so der Ministerpräsident,
sicher im Land Defizite, die zu beseitigen seien,
„aber das ändert nichts an der Einschätzung,
dass dieses Land ein starkes Land ist, dass es ein
stolzes Land ist, dass dieses Land ein Potenzial
hat, das auch im Rahmen einer haushalts-
politischen Auseinandersetzung nicht verzeichnet
werden sollte“.

Helmut Stahl (CDU) sprach von einem
„virtuellen Haushalt“, der zudem verfas-

sungswidrig sei. Er warf der Landes-
regierung eine konsequente „Ver-

mögensvernichtung“ vor. In der
Vergangenheit habe die Regie-

rung in jedem

Jahr durch-
schnittlich

mehr als fünf
Milliarden Euro

neue Schulden ge-
macht. Mittlerweile

habe sich ein Ge-
samtschuldenberg von

100 Milliarden Euro
angehäuft. „Dafür zahlt das

Land – die Bürgerinnen und
Bürger mit ihren Steuern – Zinsen

und Tilgung, und zwar circa fünf
Milliarden.“ Darüber hinaus sei die ge-

plante Neuverschuldung des Landes voll-
kommen ungeeignet, volkswirtschaftlich zu
höherer Beschäftigung und Wachstum zu
führen. „Wer das glaubt, der glaubt auch, dass
ein Zitronenfalter Zitronen faltet.“

Gisela Walsken (SPD) wies die Anschuldigungen
ihres Vorredners, der Haushalt sei verfassungs-
widrig, entschieden zurück: „Solange kein Ge-
richt das festgestellt hat, ist dieser Haushalt

nicht verfassungswidrig.“ Darüber entschieden
in diesem Lande die Gerichte und nicht
politische Fraktionen oder Parteien. Der Weg,
den die Landesregierung über den Haushalt
vorschlägt, sei der richtige. Es gehe um eine
Verbindung von „durchaus schmerzhaften An-
passungen auf der Ausgabenseite mit einer
Ausweitung der Kreditaufnahme“. Ziel sei es,
die besonders schwache private Nachfrage nicht
noch mit „kompensatorischen Abgabenerhöhun-
gen an anderer Stelle oder noch rigoroseren
Ausgabenkürzungen zu beschädigen“.

Angela Freimuth (FDP) äußerte ebenfalls
Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des Haus-
halts. „Der politische Vorwurf ist, dass Sie hier
offensichtlich wild entschlossen sind, mit
Mehrheit in diesem Parlament eine Politik zu
verantworten und durchzusetzen, die keinen
geeigneten Beitrag zur Abwendung der Störung
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts leis-
tet.“ Die Landesregierung nehme Kredite auf,
um die Zinsen, die das Land NRW entrichten
muss, überhaupt bezahlen zu können. „Nichts,
aber auch gar nichts davon geht in Maß-
nahmen für mehr Wachstum und für mehr Be-
schäftigung.“ Nach wie vor würden im Landes-
haushalt „fatal falsche Prioritäten“ gesetzt. Die
Kürzungen bei den Ersatzschulen seien hierfür
beispielhaft.

Edith Müller (GRÜNE) bezeichnete den
Doppelhaushalt „im Ergebnis als richtige Ant-
wort“ auf die schwierige wirtschaftliche Situation
in NRW. Landesregierung und Koalitions-
fraktionen haben mit dem Instrument der
Personalausgabenbudgetierung und dem Instru-
ment der Nachhaltigkeitsprüfung des Haushalts
„neue und richtige Wege“ beschritten, so Müller.
Der CDU-Fraktion, allen voran ihrem Frak-
tionsvorsitzenden Dr. Rüttgers, warf sie hingegen
Ideenlosigkeit vor. Gleichzeitig appellierte sie
an die Opposition, sich künftig an der Fortset-
zung des „dringend benötigten“ Reformpro-
zesses – beispielsweise in den Bereichen öffent-
licher Dienst und Föderalismus – zu beteiligen.

Finanzminister Jochen Dieckmann (SPD) zog eine
positive Bilanz des Haushaltsverfahrens. Man
sei zu einem Ergebnis gelangt, „das beidem
gerecht wird – dem unabweisbaren Ziel, die
öffentlichen Finanzen zu konsolidieren ebenso
wie dem Ziel, die Kraft zum Arbeiten, die Kraft
zum Atmen in diesem Land nicht abzuschnü-
ren“. Alle gesellschaftlichen Gruppen seien
„angemessen“ an dieser größten Konsolidie-
rungsmaßnahme des Landes beteiligt worden.
Es müsse jedoch klar sein, dass der Haushalt in
dieser schwierigen Lage nicht ohne eine
„bemerkenswerte Kreditaufnahme“ beschlossen
werden kann. Trotz aller Schwierigkeiten hätten
die Landesregierung und die sie tragende
Koalition ihre Handlungsfähigkeit unter Beweis
gestellt.

Sylvia Löhrmann (GRÜNE)

Peer Steinbrück (SPD)

Edgar Moron (SPD)

Fotos: Schälte
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Dorothee Danner
(SPD) erinnerte an die
langwierigen Beratungen und
die Anhörung. Änderungen seien
im Großraum Aachen, im Raum
Gütersloh und Minden-Lübbecke not-
wendig geworden. Bei Hochsauerland, Soest
und Bonn habe es unterschiedliche Parteimei-
nungen, jedoch keinen verfassungsrechtlich ge-
botenen Änderungsbedarf gegeben. Bei Aachen/
Düren/Euskirchen sei nun ein Wahlkreis aus
drei Gebietskörperschaften vermieden worden.
Die Stadt Minden bleibe ungeteilt. In Köln werde
kein Wahlkreis vom Rhein durchschnitten.

Werner Jostmeier (CDU) glaubte nicht, dass in
jedem Fall die beste und sachlich gebotene
Lösung erreicht worden sei. Städte und Ge-
meinden seien nicht durch die Bank zufrieden,

nicht einmal SPD-re-
gierte Städte wie Bonn.
Bei der Expertenanhö-
rung habe sich heraus-
gestellt, dass die SPD

versucht habe, „mit der partei-
politischen Schere“ Wahlkreise zu schneiden,

an der Grenze der Willkür. Nun gebe es 23 Wahl-
kreise weniger. Der Städtetausch in den beiden
Hochsauerlandkreisen entspreche der wirtschaft-
lichen Zuordnung. Bei Rüthen, Solingen und
Bonn verstehe er die SPD nicht.

Marianne Thomann-Stahl (FDP) verglich das Be-
ratungsverfahren mit einer Aufteilung des
Landes unter Rot und Schwarz. Die FDP trage
den „faulen“ Kompromiss nicht mit. Rüthen zum
Hochsauerland zu schlagen, diene nur dazu, Soest
rot zu halten. In Düsseldorf gebe es einen Wahl-
kreis-Neuschnitt ohne Rheinbrücke. Warum die
Grünen das traurige Schauspiel mitmachten, sei

unverständlich. Die
CDU habe für ein

Linsengericht ihre Ein-
wände aufgegeben. Der

Wähler habe das letzte
Wort.

Sylvia Löhrmann (GRÜNE)
fand, Zeichen zu setzen, dass

die Politik auch bei sich spart, sei das gemein-
same Ziel. Den Wahlkreis über drei Gebiets-
körperschaften im Raum Aachen zu ändern, sei
gelungen. NRW sei nicht so einförmig, dass über-
all gleiche Strukturen vorlägen. Bei Solingen gebe
es Überschneidungen, an denen sich nie-
mand störe. Übrigens seien Wählerstimmen
keine Schecks auf die Zukunft, sondern die
Menschen entschieden bei jeder Wahl neu.

Innenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) betonte,
das Gesetz sei eine ausgewogene und tragfähige
Grundlage für die kommenden Landtagswahlen.
Die Verschiebung der Gemeinde Herzebrock-
Clarholz führe zu ausgewogenerer Verteilung
der Bevölkerung. Der Wahlkreis Bad Oeyn-
hausen/ Minden/Porta Westfalica sei mit knapp
169.000 Einwohnern nun der größte, an der
Bevölkerungszahl gemessen. Insgesamt 34 Wahl-
kreise blieben unverändert, einige weitere nahezu
unverändert.

FDP: Rot und Schwarz haben das Land unter sich aufgeteilt
Drei Fraktionen stimmen neuen Wahlkreisen zu

Wegen der Verkleinerung des NRW-Landtags ab
2005 müssen die Wahlkreise neu eingeteilt

werden. Das hierzu nötige Gesetz nahm der
Landtag am 28. Januar in der Fassung

der Beschlüsse des Hauptausschusses
(Drs. 13/4929) an.
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Ministerin Hannelore Kraft (SPD): Rettungstaten
würden jetzt klar und eindeutig abgegrenzt.
Über staatliche Anerkennung, Verleihung der
Rettungsmedaille oder öffentliche Belobigung
könne besser entschieden werden. Ihre Frak-
tionskollegin Ursula Bolte (SPD) hielt die
Änderungen auch für notwendig, weil bei
Hilfeleistung mehr weggesehen werde.
Klaus Stallmann (CDU) sah als positiv an,
dass die Rettungsmedaille künftig auch
nach dem Tod und auch wiederholt ver-
liehen werden kann. Falsch sei jedoch, die
Rettungstat nicht zu belobigen, wenn der in
Not Geratene ums Leben gekommen sei. Karl
Peter Brendel (FDP) begrüßte es, wenn Menschen

hinsehen, handeln und retten. Klare Vorausset-
zungen für die staatliche Anerkennung seien
notwendig. Monika Düker (GRÜNE) äußerte sich

erfreut über die breite Zustimmung zur Neu-
fassung und unterstützte die beabsichtigte
Rechtsklarheit.

Rechtsklarheit bei Rettungstaten
Wenn Retterinnen und Retter vom Staat geehrt, belobigt, ausgezeichnet werden, braucht

es eine Grundlage. Das 53 Jahre alte Gesetz wird jetzt geändert, weil zum Beispiel der Be-
griff „minderschwere Lebensgefahr“ rechtlich zweifelhaft ist. Der Regierungsentwurf (Drs.

13/4869), den der Landtag nach erster Lesung an den Innenausschuss überwies, enthält auch
die Bestimmungen, dass „keine zusätzliche Geldbelohnung mehr“ gewährt wird und dass

Körperschäden von Rettern über Versicherungen abgerechnet werden.

Die engen Verbindungen zwischen Nordrhein-Westfalen und der Türkei hat
Landtagspräsident Ulrich Schmidt (l.) beim Empfang für den türkischen Botschafter
Mehmet Ali Irtemçelik (Mitte) unterstrichen. Hier zu Lande lebten etwa 700.000 Menschen
türkischer Herkunft, weitere 150.000 hätten sich inzwischen einbürgern lassen. Ihr
Beitrag zum politischen Leben, zur kulturellen Vielfalt, zum wirtschaftlichen Wachs-
tum und zur sozialen Sicherheit sei nicht mehr wegzudenken, betonte der Präsident.
Mit auf dem Bild: Wolfgang Röken (2.v.l.), Vorsitzender der Deutsch-Türkischen
Parlamentariergruppe und Thomas Kufen (r.), migrationspolitischer Sprecher der
CDU-Fraktion.                                                                                 Foto: Schälte

Wahlkreisgesetz
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Werner Bischoff (SPD) bezeichnete
den Mittelstand als Wachstums-
motor und als eine der tragenden
Säulen der Wirtschaft; in kleinen und
mittleren Unternehmen seien rund 73
Prozent der Arbeitsplätze angesiedelt. 80
Prozent der Ausbildungsplätze stelle der
Mittelstand zur Verfügung. Mittelstands-
politik sei Mittelpunkt der Arbeit von Ko-
alition und Landesregierung; seit dem ver-
gangenen Jahr gebe es ein Mittelstandsgesetz.
Mit den beiden Gesetzen, die CDU und FDP
nun nach viel Zeit vorlegten, gelinge es der Op-
position nicht, sich an die Spitze der Bewegung
zu stellen.

Man brauche keinen Mittelstandsbeauf-
tragten, wie die Union ihn fordere, das sei nur
ein „Nebenminister“; der Wirtschaftsminister
sei Ansprechpartner für den Mittelstand. Und
was den von den Liberalen verlangten Vorrang
privater Leistungserbringung vor wirtschaft-
licher Betätigung der Kom-
munen anbetreffe, so werde
hier ein Konsens aufgekündigt.
Da mache man nicht mit, auch
Kommunalvertreter
seien nicht dafür.

Christian Weisbrich
(CDU) erinnerte daran,
dass die SPD ihre Liebe
zum Mittelstand erst spät
entdeckt habe. Schon 2000
habe seine Fraktion die Re-
gierung zu  einem solchen
Gesetz aufgefordert. Als es vor-
gelegen habe, sei es eine einzige
Enttäuschung gewesen, weil es zum
Beispiel keinerlei einklagbare Rechte
enthalte. Und das obwohl das Land
nach wie vor eine „gigantische Selbst-
ständigenlücke“ aufweise, „die längst zur Haus-

halts-
lücke gewor-

den ist, weil der
Mittelstand in der Ver-

gangenheit systematisch ver-
nachlässigt wurde und immer

noch vernachlässigt wird“. Der
Mittelstandsbeauftragte werde von der

Wirtschaft begrüßt. Hinzu kommen
müssten eine Mittelstandsverträglichkeits-
prüfung als Schutz vor Bürokratie, die Be-
fristung von Genehmigungsverfahren
und die strikte Bindung an die
Vergaberegeln.

Dr. Gerhard
Papke (FDP) sagte: „Aus

Sicht der kleinen und mitt-
leren Unternehmen in Nordrhein-

Westfalen brauchen wir ein Mittel-
standsgesetz, das nicht nur eine

Beruhigungspille ist und denen helfen soll, die
verschleiern wollen, dass der Pleitegeier über

dem Mittelstand in Nordrhein-West-
falen immer tiefere Kreise zieht. Wir
brauchen effektive Maßnahmen zu
Gunsten der kleinen und mittleren
Unternehmen“ – und nicht jenes
„Mittelstandsgesetzchen“, das Rot-
Grün verabschiedet habe. Der
Mittelstand benötige positive Rah-
menbedingungen sowie positive In-
vestitions- und Wachstumsbedin-
gungen. Dafür sollte die Politik in
diesem Land sorgen. Die FDP ver-
lange eine mittelstandsgerechte
Vergabe öffentlicher Aufträge, den
Vorrang privater Leistungserbrin-
gung gegenüber „scheinprivatisier-
ten“ kommunalen Eigenbetrieben

und die Ausschöpfung aller Privatisie-
rungspotenziale auf allen Ebenen des Landes

zu Gunsten des Mittelstandes.

Rüdiger Sagel (GRÜNE) fand, die Opposition
habe die Zeit „verpennt“: Ein Jahr nach dem
Mittelstandsgesetz würden jetzt deren Entwürfe
diskutiert. Von einer innovativen Mittelstands-
politik sei bei CDU und FDP nichts zu spüren.
In allen wesentlichen Punkten wie Mittelstands-
verträglichkeitsprüfung, Mittelstandsbeauf-
tragten und den neoliberalen

Vorschlägen
der FDP gebe es
unüberbrück-
bare Differenzen.
Das alles wäre für
die Wirtschaft im
Land in höchstem
Grade abträglich.
Das Gesetz der Koa-

lition dagegen ver-
bessere die Rahmen-

bedingungen für die
700.000 kleinen und

mittleren Unternehmen.

Wirtschaftsminister
Harald Schartau (SPD) erinnerte

an den Masterplan Selbstständigkeit,
der als mittelfristiger Handlungsrahmen die
mittelstandspolitischen Ziele und Maßnahmen
des Landes bündelt. Daneben befinde man sich
in der Umsetzungsphase des Mittelstands-
gesetzes, erklärte der Minister und nannte
Einzelheiten. Seine Bewertung lief darauf hinaus,
„dass Nordrhein-Westfalen die Verantwortung
für die kleine und mittelständische Struktur
unseres Landes voll aufgenommen hat und sich
hier auch voll in die Bresche wirft“.

Masterplan für den Mittelstand 
Kontroverse über Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen

Die Opposition hat ihre Gegenvorstellung zur Förderung des Mittelstandes vorgestellt und
als Gesetzentwürfe dem Plenum zur Debatte übergeben. Die Abgeordneten lehnten Ende
vergangenen Monats mit Mehrheit auf Empfehlung des Wirtschaftsausschusses
(Drs. 13/4783) das Mittelstandsentwicklungsgesetz der CDU (Drs.
13/3733), und das Mittelstands- und Privatisierungsgesetz der FDP
(Drs. 13/3771 neu) ab.
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Mittelstand

Werner Bischoff (SPD)

Christian Weisbrich (CDU)

Fotos: Schälte

Rüdiger Sagel (GRÜNE)

Wirtschaftsminister
Harald Schartau (SPD) 

Dr. Gerhard Papke (FDP)
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Lage in NRW differenzierter: Wo
andernorts nur Gymnasien in den

Blick zu nehmen seien, da gebe
es hier zu Lande auch das

Abitur an Gesamtschulen
und Berufskollegs. Einen

solchen Antrag, der
nur den SPD-Frak-
tionsführer und die
Regierung diskre-
ditieren wolle,
werde man ab-
lehnen. Die Koa-
lition habe sich
auf das Abitur
nach zwölf Jahren
verständigt, fuhr
sie fort und
warnte, die Ein-
führung mit der

Brechstange habe in Bayern zum Chaos geführt,
das wolle man hier zu Lande nicht. Die Grünen
wollten die Einführung nach einem durch-
dachten Konzept „und nicht den Schülerinnen
und Schülern von heute auf morgen eine 45-
Stunden-Woche bescheren“.

Schulministerin Ute Schäfer (SPD) meinte
kritisch, es gehe um das Einschulungsalter, den
hohen Anteil an Zurückstellungen und die viel
zu hohe Quote von Klassenwiederholern – „das
sind Indikatoren dafür, dass wir mit der
Lebenszeit der jungen Menschen möglicher-
weise nicht sorgfältig genug umgehen“. Im
Übrigen weise sie darauf hin, dass es völlig
unrealistisch ist, sich vorzustellen, „man
brauche für das Abitur nach zwölf Jahren nur
ein Jahr herauszuschneiden“. Es müsse auch
darüber nachgedacht werden, wie bei einem
zeitweiligen Nebeneinander von zwölf- und
13-jährigen Bildungsgängen die dafür not-
wendigen Ressourcen aufzubringen sind.
Darüber aber gehe die CDU mit ihrer Forde-
rung hinweg, dass der erste Jahrgang von
Schülerinnen und Schülern mit dem Abitur
nach zwölf Jahren schon 2007 die Schulen ver-
lassen solle. Die Ministerin: Bis Ostern werde
sie ein Konzept zur Schulzeitverkürzung vor-
legen. Vermutlich werde man im Schuljahr
2005/2006 beginnen können.

Michael-Ezzo Solf (CDU) ermunterte die
Schulministerin: „Machen Sie doch voran, ganz
so wie unser Antrag und Herr Moron das nahe
legen.“ Es dürfe doch nicht sein, dass fast alle
Fraktionen des Landtags eine Verkürzung der
Schulzeit wollen, „das Ministerium aber Pro-
bleme hat, beziehungsweise Probleme macht“.
Seine Frage: „Oder spüren Sie auf Ihrem Rü-
cken schon die Geißel der Frau Löhrmann, die
alles bremst, was nicht schnurgerade oder auch
auf verschlungenen Pfaden zur Einheitsschule
führt?“ Eine Opposition, meinte Solf, müsse
Alternativen aufzeigen, müsse die Landes-
regierung kontrollieren und – das sei weniger
bekannt – der Ministerin helfen, Auswege aus
verzwickten Situationen zu finden. Die haben
es nämlich immer noch nicht geschafft, die
Probleme bei Lehrerversorgung und Unterrichts-
ausfall zu lösen.

Edgar Moron, SPD-Fraktionsvorsitzender,
berichtete aus Bayern: Dort stoße der Versuch,
ab Schuljahr 2004/2005 das Abitur nach zwölf
Jahren grundsätzlich als Regelfall einzuführen,
auf unglaublichen Widerstand bei Schulen,
Schulleitern, Lehrerinnen und Lehrern, Eltern,
Schülern und den jeweiligen Berufsorganisatio-
nen. Daraus müsse man lernen und die Voraus-
setzungen mit einem konkreten Programm
schaffen, bei dem es Übergangsmöglichkeiten

Nach der Ankündigung der
SPD, das Abitur nach zwölf Jahren in Nordrhein-

Westfalen einzuführen, verlangt die CDU-Fraktion in ihrem Antrag
(Drs. 13/4907) weitere Schritte zur Umsetzung. Über diesen Antrag

debattierte der Landtag Ende Januar und lehnte ihn in direkter Abstimmung mit
der Mehrheit der Koalitionsfraktionen ab.

Beitrag zur Völkerverständigung und zur Entwicklung der Beziehungen – die Gründung der ersten
Deutsch-Chinesischen Parlamentariergruppe im nordrhein-westfälischen Landtag ist vom Botschafter der Volks-
republik China in Deutschland begrüßt worden. Landtagspräsident Ulrich Schmidt stellte bei der Gründungsver-
sammlung heraus, dass China heute einer der wichtigsten Handelspartner Deutschlands in Asien ist. Vor-
sitzender der Gruppe wurde Dr. Stefan Grüll (FDP, l.), zu seinem Stellvertreter wurde Hermann-Josef Arentz
(CDU, r.) gewählt.                                                                                                               Foto: Schälte

„Kürzere Schulzeit nicht mit der Brechstange“
Abgeordnete diskutieren über das Abitur nach zwölf Jahren
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geben müsse. Sonst könnte es geschehen, dass
plötzlich zwei Jahrgänge auf die Universitäten
„drücken“. Darüber sei in der Kultusminister-
konferenz zu reden. Im Übrigen sei die Grund-
entscheidung für das Abitur nach zwölf Jahren
längst gefallen – „dazu bedarf es Ihres Antrages
überhaupt nicht“.

Ralf Witzel (FDP) machte ebenso wie Solf
darauf aufmerksam, dass die Opposition schon
seit zehn Jahren die Schulzeitverkürzung gefor-
dert habe. Bisher sei nichts passiert, und auch
dieser CDU-Antrag werde folgenlos bleiben.
„Wie lange wollen Sie die Menschen in diesem
Land eigentlich noch an der Nase herum-
führen“, fragte er die SPD und hielt ihr vor, sie
und die Landesregierung seien außer Stande,
selbst proklamierte Ziele zu erreichen. Andere
Bundesländer seien da weiter. Sein Appell:
„Beenden Sie daher heute Ihre symbolhafte
Schaufensterpolitik, die in der Wirklichkeit nicht
ankommt, und geben Sie jungen Menschen
endlich ein Lebensjahr zusätzlicher Gestaltungs-
freiheit zurück!“

Sylvia Löhrmann, GRÜNE-Fraktionsvorsitzende,
konterte der Opposition: „Hätten wir ein in-
tegratives Schulsystem, hätten wir schon viel
einfacher die Frage der Schulzeitverkürzung
systematisch angehen können.“ Zudem sei die

Schulpolitik
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und der Landesregierung habe es nicht ge-
geben. Das sei ein Skandal. Wie lange wolle
eigentlich der Bundesinnenminister in Berlin
mehr Zentralismus hervorbringen, wollte sie
wissen und lehnte eine Aufweichung des
Bonn-Berlin-Beschlusses ab. „Wir sind dafür,
dass der Standort Meckenheim erhalten bleibt
und nicht wieder die Steuerzahler mit Millio-
nen zur Kasse gebeten werden“, meinte Keller
und betonte, das BKA habe im Zusammen-
hang mit dem 11. September hervorragende
Arbeit geleistet – in Zusammenarbeit mit den
Polizeien der Länder und den anderen Sicher-
heitsdiensten. Ein Umzug wäre nicht nur für
die Region, sondern für das ganze Land eine
fatale Entscheidung.

Edith Müller (GRÜNE) begrüßte das eindeutige
und klare Votum gegen den Umzug. Dem Minis-
terpräsidenten sei für seinen persönlichen Ein-
satz gegen die einsame Entscheidung von Schily
zu danken, meinte sie und zeigte sich über-
zeugt, dass ein solch breites Bündnis das Blatt
wenden könne. Die Entscheidung des Bundes-
innenministers sei aus mehreren Gründen
falsch, sie entspräche auch nicht dem Geist des
Bonn-Berlin-Gesetzes. Die Umzugspläne dürften
keinen Dominoeffekt auslösen, warnte sie:
„Wenn wir diesen aufkommenden Trend nicht

Dr. Gerhard Papke (FDP) freute sich über das
Zu-Stande-Kommen des gemeinsamen Antrags.
Das sei ein Signal nach Berlin, denn was dort
vorgehe, sei „ein Stück aus dem Tollhaus“. Es
gebe keine fachlichen Gründe für den Weggang
des Bundeskriminalamtes (BKA) aus Mecken-
heim. Für tausende Menschen sei es eine Zu-
mutung, was und wie hier geplant werde. Der
Sprecher: „Wir werden als Land Nordrhein-
Westfalen die Pläne von Bundesinnenminister
Schily nicht akzeptieren. Sie müssen zurück-
gezogen werden, und zwar schleunigst. Das
muss die Botschaft des heutigen Tages sein.“

Bernhard von Grünberg (SPD) fand, es sei nicht
klar, weswegen das BKA verlagert werden soll.
Polizei sei „zum Glück“ Ländersache. Das Amt
müsse mit zahlreichen Stellen kooperieren. Die
Arbeit gegen den Terrorismus erfordere einen
freien Kopf, aber wer sich um sein Haus, seine
Familie und Freunde Sorgen machen müsse,
der sei mit allem Möglichen belastet. Das
schade der eigentlichen Arbeit, der Verbrechens-
bekämpfung. Was die Kosten angehe, so gebe
es einiges, wofür das Geld besser angelegt sei,
fand der Abgeordnete und erwähnte in diesem
Zusammenhang den digitalen Polizeifunk oder
andere technische Ausstattungen im Bereich
der inneren Sicherheit.

Ilka Keller (CDU) wertete den Stil des Bundes-
innenministers als katastrophal: „Hier sind
einsame Entscheidungen hinter verschlossenen
Türen gefallen.“ Abstimmung mit Betroffenen
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Innenpolitik

Meckenheim: Hilft ein Machtwort des Ministerpräsidenten?
Alle Fraktionen gegen Otto Schilys einsame Entscheidung 

„BKA-Standort Meckenheim muss erhalten werden“
– darüber sind sich alle vier Landtagsfraktionen ei-
nig. Ende Januar debattierten sie auf Antrag der
FDP-Fraktion über das Thema und einigten sich auf
einen gemeinsamen, fraktionsübergreifenden Ent-
schließungsantrag (Drs. 13/4981), der einstimmig an-
genommen wurde: „Der Landtag fordert die Landes-
regierung auf, sich auch weiterhin bei der
Bundesregierung dafür einzusetzen, dass die Ent-
scheidung des Bundesinnenministers revidiert wird
und der BKA-Standort erhalten bleibt.“ Es sei sorg-
fältig abzuwägen, ob die kostspielige Verlagerung nach
Berlin aus sicherheitspolitischen Gründen tatsächlich
erforderlich sei.

Das Gebäude des BKA-Standorts in Meckenheim
aus der Luft.

stoppen, lassen wir zu, dass unsere föderale
Struktur schleichend ausgehöhlt wird.“

Staatskanzleiminister Wolfram Kuschke (SPD)
zeigte sich enttäuscht: Vom Bundesinnen-
minister hätte er bei einem solch wichtigen
Vorhaben „mehr Sorgfalt, Sensibilität und
Transparenz“ erwartet. Das sei mehr als eine
Stilfrage, das berühre auch die Grundlagen
einer konstruktiven und vertrauensvollen
Zusammenarbeit. Die Landesregierung halte
die Entscheidung für falsch und erwarte eine
Revision. Darum begrüße sie die Bereitschaft
des Bundesinnenministers zu einer „ergebnis-
offenen“ Überprüfung. Auch der Minister
betonte, es dürfe mit Sicht auf das Bonn-
Berlin-Gesetz keine „Rutschbahneffekte“ geben.
Denn man habe die Sorge, dass hier der Geist
des Gesetzes beschädigt worden sei. Die gemein-
same Erklärung gebe der Landesregierung
Rückenwind für die Fortsetzung ihrer Bemü-
hungen zusammen mit der Region.

Horst Engel (FDP) sah die Fachlichkeit der
Entscheidung nicht gegeben: „Die Standorte in
Meckenheim und Wiesbaden sind goldrichtig,
denn sie befinden sich mitten im kriminalgeo-
grafischen Schwerpunkt der alten Bundes-
länder.“ Die Fachlichkeit sei entscheidend,„diese
ist vor dem Hintergrund einer besonderen Be-
drohungslage und organisierter internationaler
Kriminalität in Meckenheim und Wiesbaden
richtig angesiedelt“. Engel meinte, hier müsse ein
„Machtwort“ des Ministerpräsidenten her.
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Wort und Widerwort
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D
er Schutz vor terroristischen Anschlägen kann nur gelingen,
wenn die Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder
optimal zusammenarbeiten. Klaus Jansen, der Bundesvor-

sitzende des BDK, hat mit Recht darauf hingewiesen, dass man das
globale Problem der Bekämpfung des internationalen Terrorismus nicht
mit kleinteiligen und teilweise aneinander vorbei arbeitenden
Strukturen lösen könne. Angesichts einer vielfältigen Zahl von Sicher-
heitsbehörden, wie etwa dem Bundesgrenzschutz, dem Bundeskriminal-
amt, den Verfassungsschutzämtern und den Polizeien, ist in allererster
Linie ein besserer Austausch der vorhandenen Informationen
notwendig. Jede Behörde, auch die Polizei, muss über alle
Informationen verfügen, die es über Terroristen oder unter
terroristischem Verdacht stehenden Personen gibt. Dies gilt besonders
deshalb, weil sich der internationale Terrorismus über leider alltäglich
gewordene Straftaten, wie dem Menschen- oder Rauschgifthandel, fi-
nanziert. Aber auch Nordrhein-Westfalen muss seiner besonderen Ver-
antwortung nachkommen. Denn das bevölkerungsreichste Bundesland
verfügt über zahlreiche Ballungszentren, in denen Terroristen leicht
untertauchen können. So ist es  unverantwortlich, wenn das aus Anlass
der Ereignisse vom 11. September verabschiedete
Sicherheitspaket immer weiter verzögert wird. Die
Polizei, der Verfassungsschutz und die  Feuerwehr

brauchen die in den Sicherheitspaketen
bereitgestellten Mittel so schnell wie

möglich. Ein ausreichender Schutz
vor Terrorattacken darf nicht auf

die lange Bank geschoben
werden.

N
ach den Anschlägen vom 11. September haben wir alle An-
strengungen unternommen, damit die Bürgerinnen und Bürger
unseres Landes nach besten Kräften gegen Terroranschläge ge-

schützt werden. Wir haben den Verfassungsschutz mit nachrichten-
dienstlicher Infrastruktur und Technik verbessert. Die personelle Auf-
stockung und der Einsatz von Islam-Spezialisten unterstützt die Arbeit
von Verfassungs- und Staatsschutz. Flankierend zu den Sicherheits-
paketen wurden die Verfassungsschutzrechte auf Bundes- und Landes-
ebene zum Schutz vor Terroranschlägen novelliert. Die erhebliche Ver-
besserung der Zusammenarbeit in den Sicherheitsbehörden
international und in Deutschland ist ein weiterer wichtiger Baustein der
Terrorbekämpfung.

Trotz aller Vorkehrungen gibt es keine hundertprozentige Sicher-
heit. Deshalb hat die SPD-Fraktion nicht nur in der vorbeugenden
Terrorbekämpfung einen Schwerpunkt gesetzt, sondern auch im Be-
reich des Bevölkerungs- und Katastrophenschutzes. Mit dem Haushalt
2004/2005 ist gewährleistet, dass die Hilfsorganisationen für den
Katastrophenschutz auch weiterhin finanzielle Zuwendungen des
Landes in ausreichender Höhe erhalten. Demnächst werden wir die

strategischen Ziele für die Gefahrenabwehr in Nord-
rhein-Westfalen durch die Entwicklung eines Pakts
zur Zusammenarbeit und zur Qualitätssicherung
aller Einsatzeinheiten der kommunalen Feuerwehren
und der Hilfsorganisationen zu
einem noch besseren Schutz
der Bevölkerung bei Groß-
schadenslagen auf den Weg
bringen.

D
ie Gefahr von
Terrorattacken
in Deutsch-

land ist nicht etwa
nur „abstrakt“, wie
Bundesinnenminister Schily
immer wieder betont, sondern ganz konkret.
Im Brennpunkt steht vor allem Nordrhein-Westfalen. Hier
sind moslemische Extremisten besonders aktiv. So hat die Terror-
Organisation Al Kaida ihr Netzwerk in Nordrhein-Westfalen besonders
eng geknüpft. Dazu gehören nach Erkenntnissen des Bundeskriminal-
amts Partnerorganisationen wie die berüchtigte Al Tawhid. Ihr Führer in
Nordrhein-Westfalen hat mehrfach angeboten, „Märtyrer-Aktionen“
durchzuführen. Zugeschlagen hat er nur deshalb nicht, weil der interna-
tional agierende Kopf der Gruppe, Al Zarkawi, angeordnet hat, die An-
schlagspläne vorerst zurückzustellen. Begründung: Zunächst sollten
weitere hochrangige „Kämpfer“ der Al Kaida eingeschleust werden.
BKA-Erkenntnisse wie diese sind mehr als alarmierend. Sie zeigen, dass
gewaltbereite Moslem-Extremisten jederzeit zuschlagen könnten. Sie
zeigen auch, dass die wichtigsten Stützpunkte des Terrornetzwerks im

Westen der Republik liegen. So unterläuft Otto Schily
geradezu die effektive kriminalistische Bekämpfung
des Terrors, wenn er seine Pläne für einen Umzug
des BKA nach Berlin weiter verfolgt. Das BKA liegt
mit seinen Standorten Wiesbaden und Mecken-
heim genau im kriminalgeografischen Brennpunkt.
Daran darf nicht gerüttelt werden. Nur eine
effektive Polizeiarbeit kann uns vor dem Terror
schützen.

Von Jürgen Jentsch (SPD) Von Theodor Kruse (CDU)

E
ine absolute Sicher-
heit vor Terrorattacken
kann es nicht geben.

Aufgabe und Ziel unserer
Politik ist es, die Gefähr-

dung zu minimieren, so dass die
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes in

Sicherheit leben können. Wir haben auf gesetzlicher
Ebene und im operativen Bereich alles getan, einen größt-
möglichen  Schutz unseres Landes vor Terroristen zu gewährleisten.
Im Rahmen eines Stufenkonzeptes haben wir sorgfältig und
umfassend auf eine mögliche Gefährdung reagiert. Dazu gehörte es
auch, im Rahmen der Sicherheitspakete I und II zusätzliche Mittel
in den Haushalt einzustellen und zusätzliche Stellen für Polizei,
Verfassungsschutz und Feuerwehr zu schaffen. Wir werden
regelmäßig überprüfen, ob die getroffenen Maßnahmen
ausreichend sind. Dazu sind kontinuierliche Gefährdungsana-
lysen durch Polizei und Verfassungsschutz unerlässlich. Wir
werden auch regelmäßig überprüfen, ob die gesetzlichen
Regelungen ausreichend bzw. überhaupt noch notwendig
sind. Die neuen gesetzlichen Kompetenzen
zum Beispiel für den Verfassungsschutz haben
wir daher befristet und werden sie auf ihre
Wirksamkeit und Notwendigkeit hin evaluie-
ren.

Denn bei der Bekämpfung des Terrorismus
dürfen die Freiheits- und Bürgerrechte der
Sicherheit nicht geopfert werden. Sicherheit
ohne Freiheit wird es mit uns nicht geben.

Von Horst Engel (FDP) Von Monika Düker (GRÜNE)
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„dauerhafte
und faire Arbeitsteilung“
zwischen der alten und der neuen Hauptstadt
und einen Ausgleich für die Region Bonn vor-
schrieb. Der zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und den Ländern Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz und der Region
Bonn geschlossene Ausgleichsvertrag vom
Juni desselben Jahres, schrieb die Maßnahmen
zur Umsetzung dieses Gesetzes im Detail fest
und konzentrierte sich dabei auf eine Reihe
von Eckpunkten.

Danach sollen insgesamt acht Ministerien
in Bonn verbleiben. Daneben sollen die Bereiche
Bildung und Wissenschaft, Kultur, Forschung
und Technologie, Telekommunikation, Umwelt
und Gesundheit, Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten, Entwicklungspolitik, nationale,
internationale und supranationale Einrichtungen
und Verteidigung in Bonn erhalten und gefördert
werden. Finanzmittel für Strukturförderung,
Städtebau, Wohnumfeldverbesserung, Wirt-
schaftsförderung sind in gleicher Weise
vorrangig in die durch die alte Bundeshaupt-
stadtfunktion einseitig strukturierte Region
Bonn/Köln/Rhein-Sieg umzulenken und ein-
zusetzen. Dies gelte insbesondere dort, wo
gemäß Verfassung die originäre Zuständigkeit
beim Land NRW liegt. Von den 21.000 Arbeits-
plätzen in den Bundesministerien sollen knapp
14.000 in Bonn erhalten werden (65 Prozent).

Ebenfalls im Gesetz enthalten: Eine Ver-
besserung der Verkehrsinfrastruktur durch eine
Anbindung der Region an den Flughafen
Köln/Bonn. Die Deutsche Bundesbahn solle

die ICE-
Neubaustrecke Köln-

Rhein-Main mit einem Haltepunkt am
Flughafen Köln/Bonn ausstatten (der wird in
Kürze eingeweiht). Am 22. September 1994, der
zweiten Lesung, stimmte der Landtag NRW
dem Staatsvertrag zu. Dabei plädierte Hans
Kern (SPD) für ein positives Votum, weil, wie er
sagte, „der Staatsvertrag einen noch akzeptablen,
wenn auch keineswegs optimalen Ausgleich für
die Verluste in der Region Köln/Bonn und vor
allen Dingen in Bonn selbst darstellt“. Die
damalige CDU-Abgeordnete Ruth Hieronymi
bewertete den Vertrag als „gute Grundlage für
die Zukunft der Region“. Darin sei man sich
mit Ausnahme der Grünen einig gewesen. Für
die Liberalen begrüßte Dr. Achim Rohde (FDP)
die geplante Entwicklung Bonns zum Wissen-
schaftsstandort: „Das kann in der Standort-
diskussion für Bonn einen weltweiten Stand-
ortvorteil bedeuten.“ Für die Grünen unterstrich
Dr. Michael Vesper noch einmal die ablehnende
Haltung seiner Partei zu dem Vertrag: „Es ist
einfach für die Region Bonn zu wenig heraus-
verhandelt worden“, kritisierte er. Für die
Landesregierung stellte Staatskanzleiminister
Wolfgang Clement (SPD) die Bedeutung des
Vertrages heraus: „Es ist wichtig, nicht nur ein
Bonn-Berlin-Gesetz zu haben, sondern einen
Vertrag mit drei Beteiligten; aus dem kann man
nämlich nicht einfach aussteigen.“ Daher sei
man gut beraten, diesen Ausgleichsvertrag
schnell unter Dach und Fach zu bringen,
meinte der spätere NRW-Ministerpräsident
und jetzige Bundeswirtschaftsminister. NB

A
ls
am
20. Juni

1991 nach neun-
stündiger Debatte mit
hundert Wortmeldungen
das Ergebnis der Bundestags-
abstimmung über den Umzug
von Parlament und Teilen der Re-
gierung nach Berlin den Bonner Bür-
gerinnen und Bürgern verkündet wurde,
waren viele in der Bundeshauptstadt wütend
und resigniert. 338 Bundestagsabgeordnete
hatten dem Umzug vom Rhein an die Spree zu-
gestimmt; die 320 Gegenstimmen konnten
die Entwicklung nicht mehr aufhalten. Die
damalige Bundeshauptstadt war durch den
Regierungs- und Parlamentsumzug, dem sich
auch die meisten Medien-Dependancen,
Auslandsvertretungen und Verbände an-
schlossen, plötzlich um etwa 14.000 Arbeits-
plätze ärmer – und zur „Bundesstadt“
geworden. Bonn stand vor einer der größten
Herausforderungen seiner Geschichte: einem
einzigartigen Strukturwandel.

Faire Teilung

Damit der möglichst gut gelingen konnte,
beschloss der nordrhein-westfälische Landtag
auf Antrag von SPD, CDU und FDP in einer
gemeinsamen Entschließung am 11. Juli 1991,
eine faire Arbeitsteilung zwischen Berlin und
Bonn sowie Ausgleichsmaßnahmen für die
Region Bonn gesetzlich zu verlangen. „Der
Bundestag hat  die Verpflichtung, die negativen
Auswirkungen dieser politischen Standortent-
scheidung auf alle Lebensbereiche in der Stadt
Bonn und in der Region Köln, Bonn und
Nachbarn auszugleichen. Der Landtag Nord-
rhein-Westfalen erwartet, dass der Bundestag
diesem selbstverständlichen Anspruch nach-
kommt und die Bundesregierung darauf ver-
pflichtet“, heißt es in diesem Beschluss.

Mit dem Bonn-Berlin-Gesetz, das am
26. April 1994 in Kraft trat, verabschiedeten
die Abgeordneten das Gesetz, das eine

Bonn-Ausgleich
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Weichenstellung für die Zukunft
Vor zehn Jahren stimmte der Landtag dem Staatsvertrag 

zum „Bonn-Ausgleich“ zu

Anfang diesen Jahres hat Bonns Oberbürgermeisterin
Bärbel Dieckmann (SPD) eine positive Bilanz aus
zehn Jahren „Bonn-Ausgleich“ gezogen. Mit einem
Aufwand von 1,44 Milliarden Euro hat der Bund
den Strukturwandel finanziert, der 1991 durch die
politische Entscheidung über den Berlin-Umzug
von Regierung und Parlament ausgelöst worden

war, und der heute als vorbildlich gilt. 1991, als
das Bundesparlament seinen Weggang aus der

bisherigen Bundeshauptstadt beschloss, schien
das nicht so sicher.

Foto: Schälte
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Bonn war die erste Stadt in der Bundesrepublik,
in der sich die Vereinten Nationen nieder-
gelassen haben. Dass schafft wiederum
Arbeitsplätze und Kaufkraft.

Jostmeier: Im Ergebnis muss man sagen,
sie haben es gut verkraftet. Die Bonner
Region hat offensichtlich nicht den wirt-
schaftlichen Einbruch erlebt, den
einige befürchtet hatten, und Bonn
hat heute mehr Schreibtische als
1994. Grund hierfür ist vor allem
das erfolgreiche Bemühen um
Dienststellen der Vereinten
Nationen und die Entwick-
lung der Postnachfolge-
Unternehmen mit ihren
Konzernzentralen in Bonn.

Thomann-Stahl: Es
ging ja alles über-
raschend gut in den
letzten Jahren. So-
wohl die Stadt Bonn
als auch die Region
haben unter dem
Strich von dem Umzug profitiert. Es ist ge-
lungen, dort internationale Organisationen
anzusiedeln, es ist gelungen die Telekom an-
zusiedeln und es ist nicht zuletzt gelungen,
der Stadt Bonn ein moderneres Aussehen zu

verleihen. Das ist sicherlich ein Erfolg.
Gleichzeitig muss man aber auch sagen, die

Ansiedlung der diversen UN-Sekretariate
hat noch nicht den gewünschten Umfang er-

reicht. Bisher sind um die 600 UN-Mit-
arbeiter in Bonn, und man sagt, es seien etwa
1.000 Mitarbeiter nötig, um die „kritische
Masse“ zu erreichen. Um dies zu realisieren,
müssen also noch einige Anstrengungen auf in-
ternationaler Ebene hinzukommen, und zwar
sowohl von Seiten der Bundes- als auch der
Landesregierung.

Löhrmann: Nach
dem ersten Schock

haben Land und Region
die Ärmel aufgekrempelt.

Die Voraussetzungen waren gut
und wurden durch die Ausgleichs-

vereinbarung noch besser, mit der
uns der Bund 1,44 Milliarden Euro zur

Verfügung stellte, um den Strukturwandel zu
bewältigen. Auch die 22 Bundesbehör-

den, die aus Berlin und Frankfurt
nach Bonn kamen, um Arbeitsplatz-
verluste auszugleichen, haben enorm
geholfen. Viele neue Arbeitsplätze

sind in der Dienstleistungs-
branche entstanden.

Konzerne wie die
Telekom und die
Post haben viele

kleine und mitt-
lere Unter-
nehmen an-

gezogen.
Besonders

wichtig er-
scheint mir

zudem:

Die wissenschaftliche Leistungsfähigkeit der
Universität und zum Beispiel von CAESAR ist
attraktiv für Forschende und Studierende aus
der ganzen Welt.

Hat sich der Bund an die Absprachen im
Berlin/Bonn-Gesetz gehalten? Meinen Sie,
dass er das in Zukunft tun wird?

Danner: Dem war bisher so und davon gehe
ich auch in Zukunft ganz sicher aus. In den
letzten Jahren hat es hier im Landtag immer
wieder fraktionsübergreifende Anträge und
Meinungsäußerungen gegeben, dass sich sowohl
der Bund als auch das Land an die im
Bonn/Berlin-Gesetz gemachten Zusagen auch
halten. Ein Betrag von 200.000 Euro war noch

Zehn Jahre
Bonn-Ausgleich. Wie

haben das Land, die Stadt Bonn
und der Rhein-Sieg-Kreis den Verlust von

Bundesparlament und Regierungsfunktionen
verkraftet?

Danner: Ich denke, die Stadt Bonn hat diesen
Verlust, wenn man heute nach zehn Jahren zu-
rückblickt, ausgesprochen gut verkraftet. Wenn
man überlegt, dass ungefähr 6.700 Arbeits-
plätze aus Bonn weggegangen sind, hat es einen
deutlichen Ausgleich gegeben. Ein Blick auf die
Arbeitslosenstatistiken aus der Region verrät,
dass Bonn mit dem
Großraum Bonn/
Rhein-Sieg-Kreis
weit unter dem
Bundesdurch-
schnitt und auch
im Landes-

durchschnitt an führen-
der Stelle liegt. Außerdem ist es

auch dadurch zu einer erheblichen
Aufwertung der Region gekommen, dass

sich dort UN-Organisationen angesiedelt haben.

Bonn – blühende Region mit
attraktiven Arbeitsplätzen

Sprecherinnen und Sprecher des Hauptausschusses ziehen Bilanz
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Interview

Als 1991 die Entscheidung zum Berlin-Umzug fiel, fürchteten viele Bonner, dass dies ein „Ausbluten“ der
gesamten Region zur Folge haben würde. Aus diesem Grund verabschiedete der Bundestag seinerzeit das so

genannte Berlin/Bonn-Gesetz, in dem der Region Bonn Ausgleichsmaßnahmen zugesichert wurden.
Heute, zehn Jahre nach dem In-Kraft-Treten des Gesetzes, stellt sich die Frage, ob und inwieweit diese

Vereinbarungen umgesetzt worden sind. Landtag intern befragte hierzu die Sprecherinnen und Sprecher
des Hauptausschusses: Dorothee Danner (SPD), Werner Jostmeier (CDU), Marianne Thomann-Stahl

(FDP) und Sylvia Löhrmann (GRÜNE).

Dorothee Danner (SPD)

Werner Jostmeier (CDU)
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nicht ganz verausgabt, aber das soll jetzt in den
nächsten Monaten erfolgen bzw. ist zum Teil
auch schon erfolgt. Für die Zukunft habe ich
zudem einen Wunsch: Unabhängig von der
Stadt Bonn ist es mir ein wichtiges Anliegen,
dass der Standort des Bundeskriminalamts in
Meckenheim verbleibt. Der Bund sollte hier
nochmals sehr genau überlegen, ob er einen
Umzug wirklich durchsetzen möchte. Hiervon
hängt ja schließlich auch eine Vielzahl von
Arbeitsplätzen in Nordrhein-Westfalen ab.

Jostmeier: Die Entwicklung, die in den
letzten Jahren mit dem „Rutschbahneffekt“ statt-
gefunden hat, widerspricht Geist und Buchstaben
des Gesetzes. Nach dem Kopfstellen-Modell
sollte jedes Ministerium in Bonn vertreten sein.
Ferner sollten einige Ministerien wie das Vertei-
digungs-, Gesundheits- und Umweltministerium
voll in Bonn verbleiben. Zu beobachten ist
jedoch, dass die Regierung alles in Berlin kon-
zentriert, angeblich, um schneller entscheiden
und Kosten sparen zu können. Beides trifft
jedoch nicht zu. Im Gegenteil: Eine Verlagerung
aller Ministerien nach Berlin würde kurz- und
mittelfristig zu erheblichen Mehrkosten führen.
Es gibt jedoch noch eine andere Sogwirkung:
Die in Bonn verbliebenen Mitarbeiter gelten
leider oft als die weniger engagierten, weniger
strebsamen, „saturierten“ Beamten, während
die „Klugen, Aufstrebenden, Ehrgeizigen“ sich
nach Berlin berufen fühlen. Dieses Denken tut
Bonn nicht gut. Karrierechancen und Fort-
kommensmöglichkeiten müssen auch den
„Bonnern“ ermöglicht werden. Meine große
Sorge ist, dass bis zur nächsten Bundestagswahl
2006 noch eine Art Schamfrist gilt und danach
die Dämme brechen. Und das sage ich bewusst
als Westfale aus dem Münsterland. Denn das
ganze Land NRW leidet, wenn die Bundesstadt
politisch und strukturell geschwächt wird.
Zudem schadet es unseren föderalen Zielen.
Wir werden im Hauptausschuss die Ent-
wicklung genau beobachten.

Thomann-Stahl: In den ersten Jahren hat sich
der Bund auf jeden Fall daran gehalten,
denn die positiven Effekte sind ja
nicht von der Hand zu weisen. In
den letzten Jahren fehlt es
offensichtlich an Pla-
nungssicherheit. Und
das, was in den letzten
Wochen ablief – Stich-
wort Bundeskriminalamt –
ist natürlich ein Verfahren,
mit dem man eine Re-
gion nicht stärkt,
sondern erheblich
schwächt.
Natürlich hat es
einen Bedeutungsverlust
für die Region gegeben:
Bonn war Bundeshauptstadt,

jetzt ist sie „nur“ noch Bundesstadt. Man darf
dies aber nicht zum Anlass nehmen, diese Re-
gion so zu behandeln, als messe man ihre keine
Bedeutung mehr zu. Der Bund muss also in
Zukunft unbedingt für mehr Planungssicher-
heit sorgen.

Löhrmann: Insgesamt hat der Bund
sich an Geist und Buchstaben des
Gesetzes gehalten. Auch wenn das
Thema sicher immer wieder von
einzelnen zur Profilierung benutzt
werden wird, gehen wir auch zu-
künftig von
einem fairen
Interessen-
ausgleich mit
der Bundesregie-
rung aus. Ohne
Zweifel hat Berlin
eine starke Anzie-
hungskraft, aber
auch die Region
Köln/ Bonn ist
attraktiv.
Abwanderungs-
tendenzen sind be-
kannt und kommen
oft aus den Ministerien selbst. Wir stellen uns
vernünftigen Reformen nicht in den Weg,
müssen aber immer auf die Wahrung einer
föderalen Struktur und der Interessen von NRW
bedacht sein. Umzüge als Ersatz für notwendige
organisatorische Reformen halten wir jeden-
falls nicht für sachgerecht und überzeugend.

Welche Auswirkungen hat der Umzug des
Bundes von Bonn nach Berlin auf die Ver-
tretung der Interessen des Landes NRW auf

Bundesebene gehabt? Ist die
Kommunikation so direkt wie
früher?

Danner: Es kommt immer
darauf an, aus welcher Per-

spektive des Landes man das sieht.
Für mich als Ost-Westfälin ist

der Weg nach Berlin
genau so weit wie nach
Bonn. Wenn ich zur

Landesvertre-
tung müsste,
wäre das für
mich kein

Unterschied.
Von Düsseldorf

aus ist der
Weg natür-

lich weiter ge-
worden. Aber
wir leben ja

heute in einem
Zeitalter moderner

Kommunikationsmittel,

und von daher ist die Kommunikation meines
Erachtens noch genau so direkt wie früher.
Auch unsere Landesniederlassung in Berlin
kann sich sehen lassen. Dort findet ja eine
Menge an Begegnungen statt.

Jostmeier: Die aktuelle Diskussion um den
Umzug des BKA zeigt alarmierend, wie schwach
die Interessen des Landes beim Bund derzeit ver-
treten werden. Insbesondere scheint eine Kom-
munikation mit der Landesregierung gar nicht

stattgefunden zu haben. Alle Fachleute sind sich
parteiübergreifend über dieses verhee-

rende Signal für die Region und über
die unverantwortlich hohen Kosten

einig. Wenn wir nicht gemein-
sam die Bundesregierung an

diesen Plänen hindern, wird
der „Rutschbahneffekt“ kaum

noch aufzuhalten sein.

Thomann-Stahl: Zunächst
hatte man ja mit

dem Umzug die Hoff-
nung verbunden, dass der

Regierungsstandort Düssel-
dorf als Landeshauptstadt

gestärkt wird. Meines Erachtens
ist das bisher nicht gelungen. Ich

vermag zum jetzigen Zeitpunkt jedoch nicht zu
unterscheiden, ob das an den handelnden
Figuren lag, da die Vertretung des Landes NRW
in Berlin durchaus zu wünschen übrig ließ, oder
ob das ein ganz normaler Prozess ist, der jedem
so passiert wäre, weil sich einfach das Augen-
merk auf die neue Bundeshauptstadt richtet und
dabei eine Landeshauptstadt aus dem Blickfeld
gerät. Festzuhalten bleibt: Wir müssen viel mehr
tun, um der Landeshauptstadt Düsseldorf
wieder zu dem Ansehen zu verhelfen, das sie
einmal genoss – nämlich als Landeshauptstadt
des stärksten Landes in der Bundesrepublik.

Löhrmann: Die Vertretung der Interessen des
Landes ist heute mindestens genauso gut wie
früher – die Vertretung des Landes NRW in
Berlin macht hier einen sehr guten Job, und die
vielen persönlichen Kontakte in die Ministerien
und in den Bundestag sind äußerst wichtig.
Nordrhein-Westfalen wird auch in Berlin als
das größte und wichtigste Bundesland wahr-
genommen. Allerdings ist naturgemäß allein
aufgrund der Entfernung nach Berlin die Kom-
munikation manchmal nicht so ganz einfach
und so direkt wie früher. Bonn lag von Düssel-
dorf aus „um die Ecke“. Gesprächsbedarf in
Berlin nimmt jetzt mindestens einen ganzen
Tag in Anspruch. Da müssen wir heutzutage
häufiger die Kommunikationsmedien zu Hilfe
nehmen; das direkte persönliche Gespräch ist
nicht mehr so häufig.

Die Interviews führten Stephanie Hajdamowicz
und Axel Bäumer.

Interview
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Sylvia Löhrmann (GRÜNE)

Marianne Thomann-Stahl (FDP)
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V
orsitzender Dr. Helmut Linssen (CDU)
versicherte, dem Ausschuss gehe es um
seriöse Meinungsbildung für eine

verantwortungsbewusste Entscheidung des
Landtags. Aufmerksam verfolgten engagierte
Betroffene die Anhörung auf den  Zuhörer-
tribünen des Plenarsaals. In deren Verlauf
meinte auch der Vorstandsvorsitzende der DSK
Bernd Tönjes, es mache Sinn, wenn sich die
Abgeordneten selbst ein Bild von den Pro-
blemen machten.

Die von Abgeordneten aller Fraktionen
verlangten Zahlen eines neuen Gesamt-
szenarios hatte er jedoch nicht: Die Berech-
nungen auf der Basis des neuen Fördersockels
von 16 Millionen Jahrestonnen seien noch in
Arbeit. Auf die Frage von CDU-Sprecher
Christian Weisbrich, ob die von der Eu-
ropäischen Kommission verlangte detaillierte
Kostenaufstellung für jede einzelne Schacht-
anlage gleichzeitig Auskunft über die Reihen-
folge der Schließungen gebe, antwortete
Tönjes: Nicht nur die Kosten, sondern auch die
Reichweite der Lagerstätte, die Genehmigungs-
situation und die Akzeptanz in der Bevölke-
rung spielten eine Rolle.

Auswirkungen

Das Bergwerk Walsum sei ein kostengüns-
tiger Standort, die Qualität der Kohle gut und
die Lagerstätte reiche für 40 Jahre aus, sagte
Tönjes. Er antwortete dem FDP-Sprecher 
Dr. Gerhard Papke, ab dem Jahr 2005 müsse die
DSK große Summen investieren, um ab 2012
mit dem Abbau im Dinslakener Graben zu be-
ginnen. Eine kurzfristige Schließung sei über-
haupt nicht möglich. 3.000 Mitarbeiter, ins-
gesamt 7.000 Arbeitsplätze wären heute davon
betroffen und die Region verlöre Aufträge in
Höhe von 150 Millionen Euro jährlich.

Den weiteren Aufschluss von Walsum
wollen eine Bürgerinitiative und örtliche Ver-
antwortliche verhindern. GRÜNE-Sprecher

Reiner Priggen stellte fest, die früher breite
Akzeptanz in der Region breche jetzt weg, und
der Landtag habe über viel öffentliches Geld
für die Steinkohle zu entscheiden.

Klaus Friedrichs begründete für die Bürger-
initiative Bergbaubetroffener am Niederrhein
den Widerstand mit geschärftem Umwelt-
bewusstsein und Wut über „Arroganz der Berg-
behörden“ sowie „Desinformationspolitik der
DSK“. „Sie kriegen die Akzeptanz nie mehr zu-
rück“, meinte er und monierte nicht einge-

haltene Zusagen, die Anzahl der Berg-
senkungen durch Blasversatz zu halbieren.
SPD-Sprecher Werner Bischoff machte jedoch
auf das neue Umfrageergebnis aufmerksam,
wonach 61 Prozent der Bevölkerung die Stein-
kohlesubventionen befürworteten.

Professor Dr.
Franz-Josef Wodopia
(Industriegewerk-
schaft BCE): Wenn
Walsum vorzeitig
schließe, reichten die
mit der 16-Millionen-
Fördermenge
verbundenen Sub-
ventionen für
sozialverträglichen
Belegschaftsabbau nicht
mehr aus.

Im letzten Teil
der Anhörung ging
es vor allem um
Wasser. Der geplante Anschluss-
bergbau auf Walsum verläuft unter
dem Rhein, und die wachsenden
Sorgen der Anwohner speisen sich aus
den ungewöhnlichen Hochwasser-
ereignissen der letzten Jahre. Professor
Dr.-Ing. H. Schulz (Institut für Boden-
mechanik und Grundbau München):
Die Deiche sind nicht so sicher wie wir
glauben. Erfahrungen mit der doppelten
Gefährdung von bis zu 15 Meter hohen
Deichen und durch Bergsenkungen gebe

es noch nirgendwo. Dass die herkömmlichen
Rahmenbetriebspläne die doppelte Gefahren-
lage zu wenig berücksichtigten, erläuterte ein
Vertreter des Kreises Wesel. Eine neue Risiko-
analyse bringe mehr Erkenntnis, gehe aber
nicht ausreichend in die Bergbaugenehmi-
gungsverfahren ein. Der Leiter des Planungs-
amts der Stadt Voerde dankte dem Umwelt-
ministerium dafür, mit der neuen Studie
darauf aufmerksam gemacht zu haben.

Den Sprechern der drei Deichverbände be-
stätigte Tönjes, dass die DSK für alle
Folgekosten des Bergbaus einzustehen
habe. Gegen mehr Importkohle und für
ein modernes Referenzkraftwerk mit
deutlich höherer Wirkungskraft sowie
weniger CO2-Ausstoß sprach sich ein Ver-
treter des Wirtschaftsministeriums aus.

Tiefgreifende industriepolitische Kon-
sequenzen für das Energieland NRW sah
DSK-Vorstandsvorsitzender Tönjes bei
Verlagerung von Kraftwerksstandorten in
Richtung Küste voraus. Er bezifferte den
Anteil der  Stromerzeugung aus Steinkohle
am Niederrhein auf zehn Prozent. Die zu-
sätzliche DSK-Förderung von 1,5
Millionen Tonnen im trockenen Sommer
2003 hätte kurzfristig nicht durch Im-
portkohle ersetzt werden können, berich-
tete er.

Bergwerk Walsum

Der geplante Kohleabbau unter dem
Rhein löst Ängste vor Deichbrüchen aus
Die Ruhrkohle-Tochter Deutsche Steinkohle AG (DSK) muss weitere drei ihrer zehn Berg-
werke schließen, nachdem über zwei Stilllegungen  schon entschieden worden ist. Jetzt ver-
langt die FDP-Fraktion im Landtag das vorzeitige Aus für das Bergwerk Walsum im Kreis
Wesel. Zu ihrem Antrag „Bei Zechenstilllegungen Gefährdungspotentiale und volkswirt-
schaftliche Kosten beachten“ (Drs. 13/4485) hörte der Wirtschaftsausschuss am 30. Januar
viereinhalb Stunden lang Sachverständige an.
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Gegen den geplanten Stein-
kohle-Abbau im „Dinslakener
Graben“ unter dem Rhein und

der Stadt Voerde ab 2012 wächst
der Widerstand. Eine vorzeitige

Schließung des Bergwerks
Walsum bedeutet aber

hohe Verluste für die
Wirtschaft der

Region. 

Bitte klicken Sie hier, um zu den Dokumenten zu gelangen!

http://www.landtag.nrw.de/WWW/index2.htm?seite=16


Fast erfüllt – der Traum vom Filmland NRW
Medienausschuss befragt Experten zur Förderungspraxis

Der Traum vom Filmland Nordrhein-Westfalen ist greifbar geworden, nicht zu-
letzt dank der Filmstiftung NRW. Um neben dem Film- auch den Fernsehstand-
ort zu manifestieren, gelte es nun, die Situation für die Fernsehproduktionen
mit gezielten Fördermaßnahmen zu stärken. Das war der Tenor der Experten,
die Anfang Januar im Medienausschuss (Vorsitz Claudia Nell-Paul, SPD) zur
„Situation der Film -und Fernsehproduktion in NRW“ sprachen.

T
rotz der Erfolge, den der deutsche Film,
insbesondere die Filmstiftung NRW, im
Jahr 2003 mit Kassen-, Kritiker- und

Quotenhits wie „Das Wunder von Bern“, „Das
Wunder von Lengede“ und „Good Bye Lenin“
feiern konnte, seien gerade die mittelstän-
dischen Film- und Fernsehgesellschaften in
Gefahr, berichtete etwa Gerhard Schmidt, Vor-
standsmitglied des „Film & Fernseh Produzen-
tenverbandes NRW“. „Lassen Sie die Filmleute
nicht nach Bayern abwandern, weil dort vor
allem die steuerlichen Bedingungen besser
sind“, appellierte er an die Mitglieder des Aus-
schusses. „Die Filmstiftung NRW ist das Beste
was NRW je passiert ist, doch wir haben den
Eindruck, als sei die Filmförderung an die
Peripherie der Landespolitik gerückt. Schenken
Sie uns Vertrauen, geben Sie uns Planungs-
sicherheit und sichern Sie somit Arbeitsplätze!“ 

Begeistert von der Idee einer „Formatför-
derung“ war Axel Link (Verband der Fernseh-,
Film-, Multimedia- und Videowirtschaft): „Die
Finanzierung solcher Pilotsendungen stellt für
viele Produktionsfirmen ein großes Problem
dar. Eine Förderung von Formatentwicklung
und Pilotsendungen, wie sie der Medienaus-
schuss vorschlägt, ist daher eine großartige Idee
und ein wichtiger Beitrag, die Innovationskraft
der Fernsehproduzenten am Standort Köln zu
stärken.“

Grundsätzliche Verhandlungsbereitschaft
signalisierte Borris Brandt, Geschäftsführer von
Endemol Deutschland und Sprecher der
Gruppe Kölner Fernsehproduzenten, im Falle
einer „Formatförderung“ Geld und Zeit in das
Projekt zu investieren. „Wir müssen die Attrakti-
vität des Standortes NRW steigern, damit sich
junge kreative Menschen hier dauerhaft an-
siedeln.“ Zudem würde Fernsehen weitaus
weniger gefördert als der Film.

Zweifel an einer „Formatförderung“
meldete Professor Dr. Georg Feil, stellvertre-

tender Vorsitzender
des Bundesverbandes
Deutscher Fernseh-
produzenten, an.
„Ich würde eher
eine Strukturför-
derung vorschlagen,
also Firmen för-
dern.“

Michael
Schmid-Ospach,
Leiter der Filmstif-
tung NRW, zeigte sich
zufrieden. „Nach dem
Erfolgsjahr 2001 wollten
wir diese Höhe halten,
haben aber sogar 2003 noch
ein bisschen zugelegt. Insgesamt
haben wir 245 Millionen Euro bewegt.“ Um
den guten Ruf des Standortes weiter zu festigen,
müsse man gezieltes Standortmarketing und
Ansiedlungsförderung betreiben.

Rundfunkgebühren

Ulrich Deppendorf, Fernsehdirektor des
WDR, zielte mit seinen Worten einerseits auf
die Wichtigkeit der Film- und Fernsehindus-
trie, markierte aber auch deutlich die Grenze
dessen, was der WDR bereit sei mitzugehen. „In
Zeiten der Krise und der Rezession ist die Film-
und Fernsehindustrie ein wichtiges Standbein
und der WDR ein verlässlicher Partner. Wenn
wir die Rundfunkgebühren nicht erhöhen,
müssen wir jedoch zwangsläufig die Gelder für
die Film- und Fernsehproduktionen kürzen“,
sagte er. Bei dem geplanten Formatentwick-
lungsfonds werde es definitiv keine Mittel aus
WDR-Töpfen geben, so Deppendorf.

In der Fragerunde zeigte sich Oliver Keymis
(GRÜNE) über den Namen des geplanten För-

dertopfes
beunruhigt. Er schlug eine Umbenennung vor.
Lothar Hegemann (CDU) begrüßte alles, was
den Standort NRW nach vorn bringt. „Ich will
in NRW eine blühende Film- und Fernsehland-
schaft wachsen sehen, die sich nicht mit Berlin
messen muss, sondern mit Hollywood“, sei sein
Wunsch. Marc Jan Eumann (SPD) machte
darauf aufmerksam, wichtig für die Kontinuität
des bisherigen Erfolges auf dem Filmsektor sei
die Aus- und Weiterbildung. „Ich denke, wir
sollten die Ressourcen auf Seiten des Landes
bündeln und uns ausschließlich auf die Region
konzentrieren, in der es schon gut läuft –
Köln.“ 

Der Ruf von Michael Schmid-Ospach nach
einem Standortmarketing und einer gezielten
Ansiedlungspolitik stieß bei Dr. Stefan Grüll
(FDP) auf offene Ohren. „Das kann jedoch
nicht die Aufgabe der Filmstiftung sein, da ist
klar die Landesregierung gefragt“, sagte er. Ein
Fonds für Formatentwicklung sei sinnvoll, aber
sicher nicht ohne private Gelder zu machen,
gab er zu bedenken. NB
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Medien

Beispiel für gutes Gelingen der nordrhein-westfälischen Film-
förderung: Filmplakat des Publikumerfolgs „Das Wunder

von Bern“ – ausgezeichnet mit dem Publikumspreis
auf dem Filmfestival von Locarno.
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D
ie nordrhein-westfälische Landesregie-
rung hat Gender Mainstreaming (GM)
im April 2003 zum durchgängigen

Leitprinzip der Verwaltungsmodernisierung
erhoben – und zu einem Teil bereits gut
umgesetzt. So lautete die wesentliche Botschaft,
die Ministerin Birgit Fischer (SPD) den
Mitgliedern des Ausschusses für Frauenpolitik
(Vorsitz Inge Howe, SPD) zum Stand der
Umsetzung von GM gab.

Umdenken

In ihrem Bericht  erläuterte die Ministerin
Bedeutung, Ziele und Mittel zur Umsetzung.
GM beruht auf dem Wissen um die sozialen,
kulturellen und rechtlichen Ausprägungen von
Geschlecht und soll stereotype Alltagsver-
mutungen durch Daten und Wissen ersetzen.
Umdenken sei erforderlich, auch in der
Personalpolitik, so die Ministerin in ihrem
Bericht. Das fange in der Personalentwicklung
in der Verwaltung wie in der privaten Wirt-
schaft an. „Die Arbeit muss so organisiert
werden, dass Familienleben und Erwerbs-
tätigkeit unter einen Hut zu bringen sind, ohne

dass die Karriere dadurch von vornherein
ausgeschlossen ist“, erklärte Fischer.

Auch die Kriterien, die bei Einstellungen
und Beförderungen zu Grunde gelegt werden,
müssten kritisch überprüft werden. Noch
immer unterschätzten viele Personalchefs bei
der Auswahl einer Führungskraft die als
„typisch weiblich“ geltenden Eigenschaften.
Aufgabe von GM muss also sein, nicht nur die
Führungsebene für diese Strategie zu enga-
gieren, sondern auch dafür zu sorgen, dass
die Mitarbeiter Gender-Kompetenzen erwerben
und in ihre tägliche Arbeit einbringen. „Die
Modernisierung des öffentlichen Dienstes kann
nur dann gerecht ausfallen, wenn man die
Gleichstellung unter diesen Aspekten voran-
treibt“, unterstrich die Ministerin für Frauen
und Familie. „Gender Mainstreaming ist kein
Sahnehäubchen zur Dekoration, sondern
wesentliche Grundzutat, die zum Gelingen der
Verwaltungsreform entscheidend ist.“

So hat die Landesregierung eine inter-
ministerielle Arbeitsgruppe eingerichtet, die
unter Beteiligung aller Ressorts GM in sämt-
lichen Reformfeldern berücksichtigen und Pilot-
projekte entwickeln soll. Dadurch sollen die
Mitarbeiter einerseits auf GM geschult werden,

an-
dererseits sollen so

übertragbare Ergebnisse ge-
wonnen werden. Derzeit trägt die Arbeits-

gruppe erste Ergebnisse und Beispiele der bereits
angemeldeten Pilotprojekte zusammen, die
voraussichtlich Ende des Monats vorgestellt
werden. Wichtig für GM seien auch ein Ge-
schlechter differenzierter Datenbestand sowie
regelmäßige Fortbildungen für Führungskräfte
wie Mitarbeiter der Ressorts, heißt es in dem
Bericht des Ministeriums. So sollen GM-Module
auch in das Angebot der Landesfortbildungs-
akademie in Herne aufgenommen werden.

„Die Instrumente haben wir, jetzt geht es
darum, dies umzusetzen“, schloss Birgit Fi-
scher ihren Bericht, der von den Ausschuss-
mitgliedern ausdrücklich gelobt wurde. NB
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I
n einer Dringlichen Anfrage hatte Rudolf
Henke von der CDU wissen wollen, welche
Konsequenzen die Landesregierung aus

dem Urteil des Oberlandesgerichts Hamm
zieht, das vor kurzem entschieden habe, die
bisherige Praxis, psychisch kranke Straftäter

so lange in Justizvollzugsanstalten unter-
zubringen, bis ein Platz in einer forensischen
Klinik frei ist, sei rechtswidrig.

In ihrer Antwort erinnerte die Staats-
sekretärin daran, dass dasselbe Gericht 1980
die Dauer dieser so genannten „Organisations-

Schutz vor psychisch kranken Tätern
In Nordrhein-Westfalen wird kein verurteilter und in einer „normalen“ Justizvollzugs-
anstalt einsitzender psychisch kranker Straftäter entlassen, weil für ihn in angemessener
zeitlicher Frist kein Behandlungsplatz im Maßregelvollzug gefunden werden kann. Dies
teilte im Ausschuss für Arbeit, Gesundheit, Soziales und Angelegenheiten der Vertriebenen
und Flüchtlinge (Vorsitzender Bodo Champignon, SPD) Staatssekretärin Cornelia Prüfer-
Storcks vom Gesundheitsministerium mit.

haft“ auf drei Monate begrenzt habe. Von
dieser Festlegung weiche jetzt das Gericht
insofern ab, als es in seinem Beschluss
anerkenne, dass den Behörden ausreichend
Zeit gegeben werden müsse, die Täter in einer
speziellen Therapieeinrichtung gemäß dem
Sicherheitsbedürfnis unterzubringen.

Auf Henkes Nachfrage nach der Zahl der
in Frage kommenden Verurteilten sagte
Prüfer-Storcks, im Januar diesen Jahres hätten
30 zum Maßregelvollzug Verurteilte in
„Organisationshaft“ gesessen. Ein Drittel davon
habe dabei zeitlich an die drei Monate heran-
gereicht, aber die seien inzwischen unterge-
bracht worden.

„Gender Mainstreaming ist kein Sahnehäubchen“ 
Noch ist Gender Mainstreaming (GM) eine relativ junge Strategie,
um soziale Ungleichheiten zwischen Frauen und Männern in allen Be-
reichen und bei allen Planungs- und Entscheidungsschritten bewusst
wahrzunehmen und zu berücksichtigen. Der Weg, den NRW gewählt hat,

um diese Strategie umzusetzen, ist bundesweit einmalig.

Strategie 
gegen soziale Ungleichheiten

Über den Stand der Umsetzung in 
der Landesregierung berichtete Frauen-
ministerin Birgit Fischer (SPD, l.) im Aus-
schuss für Frauenpolitik unter dem Vorsitz
von Inge Howe (SPD, r.). Foto: Schälte

Gleichstellung
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gangen, erklärte Höhn und
unterstrich die Vorreiterrolle
von NRW: Es sei einmalig,
dass sich eine Region in dieser
Form in die Umsetzung einer

EU-Richtlinie „eingemischt“ habe. Die Ergeb-
nisse habe man Anfang diesen Monats in der
NRW-Landesvertretung in Brüssel europaweit
vorgestellt. Sie gehe davon aus, dass die wei-
teren Beratungen auf EU- und Bundesebene
davon beeinflusst werden.

Für die CDU-Fraktion stellte Karl Kress
starken Nachbesserungsbedarf fest. Die von
seiner Fraktion in zwei Anträgen vorgebrachten
Bedenken gegen die Richtlinie hätten sich voll
bestätigt. Mit Blick auf die Schwierigkeiten, die
erwartungsgemäß kleine und mittlere Betriebe
bei der Umsetzung der Richtlinie hätten, fragte
der Abgeordnete, ob für eine Unterstützung
dieser Unternehmen durch qualifizierte und
externe Beratung gesorgt werde. Kress weiter:
Ist auch die Verwaltung in der Lage, das neue
Verfahren zu begleiten? Sein Fraktionskollege
Heinrich Kruse warnte davor, durch eine über-
eifrige Umsetzung der Richtlinie durch das
Umweltministerium  der NRW-Wirtschaft Wett-
bewerbsnachteile zuzufügen.

Der Schutz von Verbrauchern und Arbeit-
nehmern sei wichtig und verbesserungsbe-

D
ie spannende Frage dabei: Wie wirkt
sich die neue Richtlinie, die von den
Mitgliedsländern 1:1 umgesetzt werden

muss, aus? Was haben die großen, besonders
aber auch die mittleren und kleinen Unter-
nehmen des Chemiestandorts NRW zu erwarten?
Ein Planspiel mit maßgeblicher Beteiligung des
Landesumweltministeriums und unter Betei-
ligung vieler Firmen, Verbände und Bundes-
behörden sollte darüber Klarheit verschaffen.
Landesumweltministerin Bärbel Höhn (GRÜNE)
stellte jetzt die Ergebnisse der Pilotstudie dem
Ausschuss für Umweltschutz und Raumordnung
(Vorsitz Klaus Strehl, SPD) vor.

Vorreiterrolle

Sie stehe hinter REACH, dem neuen Ver-
fahren zur Registrierung, Evaluierung und
Autorisierung von Chemikalien, betonte Um-
weltministerin Bärbel Höhn (GRÜNE). Aber es
müsse praktikabel sein. Bei dem Planspiel sei es
nicht um das Ob, sondern um das Wie ge-

EU will neue Qualität in der Chemikalienpolitik

dürftig, führte Dr. Bernhard Kasperek (SPD)
aus, „aber das Kind darf nicht mit dem Bade
ausgeschüttet werden“. Die berechtigten Inte-
ressen von Verbraucherschutz und Arbeits-
schutz dürften nicht über die Wettbewerbs-
fähigkeit gestellt werde. Für seine Fraktion sei
klar, dass die EU-Richtlinie „so nicht realisiert
werden darf“. Auch er verlangte, kleine und
mittlere Unternehmen nicht allein zu lassen
und regte an, bei der Verbesserung der Richt-
linie Bundesregierung und andere Bundes-
länder mit ins Boot zu nehmen.

Musterschüler

In diese Richtung zielte auch die Anregung
von Holger Ellerbrock (FDP), das weitere Bera-
tungsverfahren durch einen eigenen Vorschlag
zur Umsetzung der Richtlinie „zu befruchten“.
Sein Fraktionskollege Professor Dr. Friedrich
Wilke fragte, ob und inwieweit Forschung und
Entwicklung an Universitäten und Fachhoch-
schulen betroffen seien. Reiner Priggen (GRÜNE)
schließlich wies zurück, dass Deutschland stets
Musterschüler bei der wortgetreuen Umset-
zung von europäischen Vorgaben ist. Das sei, so
Priggen, Teil einer „Hochnäsigkeitslegende“. In
Wahrheit, so die Ministerin in ihrer Entgegnung,
sei Deutschland keineswegs immer und überall
„Musterknabe“, sondern manchmal Schlusslicht,
dem wegen Säumigkeit erhebliche Strafen
drohten.

Umweltpolitik

Seite 17 · Landtag intern 2/2004

Künftig sollen nicht nur wie bisher neue
chemische Stoffe geprüft werden, sondern

auch die alten Substanzen. Es geht darum,
den Schutz der menschlichen Gesundheit und

der Umwelt zu verbessern, ohne dabei die
Wettbewerbsfähigkeit der chemischen Industrie
zu gefährden. Das will die EU-Kommission mit
der neuen Chemikalienrichtlinie mit dem
Kürzel REACH erreichen, die sie im vergangenen
Jahr vorgelegt hat.

Die Ergebnisse des
Planspiels zu den Auswirkungen der EU-Chemiepolitik
auf das Land finden sich in dem Projektbericht, den hier Aus-
schussvorsitzender Klaus Strehl (l.) und Ministerin Bärbel Höhn
(r.) in Händen halten. Foto: Schälte

Fraktionen: Keine Wettbewerbsverzerrungen 
für NRW-Unternehmen!
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aus den Ausschüssen+++Aktuelles+++

Ausschüsse

Schulministerin dem Migrationsausschuss (Vorsitz
Wolfgang Große Brömer, SPD) mit. Insgesamt
wurden 29.000 muttersprachliche Unterrichts-
stunden für 107.000 Kinder erteilt.

+++
Einen Handlungsrahmen zur Aufwertung der

Ausländerbeiräte übergab das Innenministerium
dem Kommunalausschuss (Vorsitz Jürgen Thulke,
SPD) am 4. Februar. Der Ausschuss befür-
wortete darüber hinaus einmütig einen Erlass
zur Stärkung der Ausländervertretungen durch
Ausschussrechte.

+++
Ein Attest des Kinderarztes reicht für die

Einschulung nicht aus. Ministerin Birgit
Fischer im Gesundheitsausschuss: Bei der Schulein-
gangsuntersuchung durch die Gesundheits-
ämter gehe es auch um Sprachkenntnisse und

Verhaltensstörungen. Der Ausschuss lehnte den
FDP-Antrag zur Anerkennung des Kinderarzt-
Attests ab.

+++
Eine Konferenz mit den ARA-Häfen

Amsterdam, Rotterdam, Antwerpen für
Mitte des Jahres kündigte Verkehrsminister
Dr. Axel Horstmann im Verkehrsausschuss
(Vorsitz Manfred Hemmer, SPD) bei der
Vorstellung des NRW-Hafenkonzepts (Vorlage
13/2613) am 5. Februar an. Anschließend
soll mit den norddeutschen Häfen
verhandelt werden. Es geht um die
Verlagerung von mehr Gütertransporten
auf NRW-Wasserstraßen, was von allen
Fraktionen im Verkehrsausschuss unter-
stützt wird. Im Landschaftsschutzgesetz, so
Horstmann weiter, werde klargestellt, dass
Unterhaltungs- und Ausbaumaßnahmen an
schiffbaren Gewässern keine Eingriffe in Natur
und Landschaft darstellen. Aus dem Aus-
schuss kam noch die Anregung, auch die
Freizeitschifffahrt in das Hafenkonzept einzu-
beziehen.

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Vorsitz
Volkmar Klein, CDU) hört am 13. Februar
Sachverständige an zur Umstrukturierung der
Landesbank NRW in die „Förderbank NRW“.

+++
Die nächste Sprechstunde des Petitionsaus-

schusses (Vorsitz Barbara Wischermann, CDU)
findet am 1. März in der Villa Horion in Düssel-
dorf statt. Anmeldung erbeten: Tel. 884-4444.

+++
Der SPD-/GRÜNE-Gesetzentwurf zur

Weiterentwicklung der Stiftung des Landes
für Wohlfahrtspflege stellt sich am 3. März in
einer Anhörung des Ausschusses für Arbeit/Ge-
sundheit/Soziales (Vorsitz Bodo Champignon,
SPD) der Beurteilung durch die Sachver-
ständigen. Ein CDU-Gesetzentwurf zum
Thema war Mitte vergangenen Jahres vom
Landtag abgelehnt worden.

+++
Für die Meinungsbildung im Wohnungsbau-

ausschuss (Vorsitz Wolfgang Röken, SPD)
äußern sich am 3. März ab 10.00 Uhr Sach-
verständige zum Thema „Sozialverträgliche
Privatisierung von Mietwohnungen.“ CDU und
SPD/GRÜNE haben Anträge eingebracht, in
denen es um Mieterschutz geht. Am 3. Februar
befasste sich der Ausschuss mit der vom
Minister vorgelegten Neufassung von
Wohnungsbau- und Wohnraumförderungs-
programm sowie den geänderten Richtlinien
zur Wohnraummodernisierung.

+++
Im Arbeitsausschuss berichtet Minister

Harald Schartau am 3. März über die
„Neuorientierung der Wirtschafts- und
Arbeitspolitik in NRW“.

+++
Der Wirtschaftsausschuss (Vorsitz Dr. Helmut

Linssen, CDU) nimmt am 12. März erste
Erfahrungen mit dem Tariftreuegesetz zur
Kenntnis, Beginn der öffentlichen Anhörung
10 Uhr im Plenarsaal.

+++
NRW-Schulen bieten Unterricht in 

14 Muttersprachen an. Mit fast 4.940 Grup-
pen wird Türkisch am meisten nachgefragt,
während Slowenisch als Muttersprache nur in
vier Gruppen unterrichtet wird. Das teilte die

Zum Thema „Daseinsvorsorge im Spannungs-
feld von Allgemeinwohl und Wettbewerb“, so
der Titel eines SPD-/GRÜNE-Antrags, befür-
worteten die Fraktionen im Kommunalausschuss
Expertengespräche in Brüssel. Im Wirtschaftsaus-
schuss regte Staatssekretär Jörg Bickenbach eine
Anhörung zur Wettbewerbssituation von Unter-
nehmen der Energieversorgung an. Aus europa-
politischer Sicht wurde dringend empfohlen,
der Landtag möge sich vor Erscheinen eines EU-
Weißbuchs zur Daseinsvorsorge positionieren.

+++
„Gegen Wildwuchs bei der Windkraft“, so

der Titel eines CDU-Antrags, sprachen sich alle
Fraktionen im Kommunalausschuss aus, dessen
SPD-/GRÜNE-Mehrheit den Antrag dennoch
ablehnte. Die CDU schlägt eine gesetzliche
Regelung von Mindestabständen und Höhen-
begrenzung vor.

+++
28 Flugplätze in NRW zählt eine neue

Broschüre auf, die Minister Dr. Axel Horst-
mann dem Verkehrsausschuss übersandte
(Information 13/905). Neben drei interna-
tionalen und sechs regionalen Flughäfen
gibt es noch 19 Verkehrslandeplätze. Weitere
23 Sonder-, 41 Hubschrauberlandeplätze und
32 Segelfluggelände sind ausgewiesen.

+++
Der Sportausschuss (Vorsitz Gisela Hinnemann,

CDU) besuchte am 2. Februar den Be-
wegungskindergarten „Springmäuse“ in Ratingen.
Fachleute informierten über Programme zu
mehr Bewegung in Kindergärten und in Schulen.

+++
Bald nur noch neun Filialen unterhält

die Deutsche Bundesbank in NRW. 680
Beschäftigte werden versetzt oder gehen in
den Ruhestand. Das teilte Präsident Friedel
Fleck im Haushaltsausschuss mit. Bundesweit
würden noch 15 Milliarden D-Mark „vermisst“,
äußerte er zum Umtauschauftrag der Bundes-
bank.

+++
Zwischen allen NRW-Finanzämtern und

den belgischen Finanzbehörden können seit
dem Jahresbeginn 2003 Auskünfte direkt aus-
getauscht werden. Eine ähnliche Vereinbarung
mit den Niederlanden müsse noch abgestimmt
werden. Luxemburg habe den Auskunftsaus-
tausch abgelehnt. Diese und weitere Initiativen
zur Bekämpfung von Umsatzsteuerbetrug
teilte der Finanzminister dem Haushaltsausschuss
mit (Vorlage 13/2563).

Illustration: h2m
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dem
Thema gefragt,
erklärte er und
appellierte zugleich
an die Politiker, das Thema nicht
zu Wahlkampfzwecken zu miss-
brauchen: „Das verletzt die Würde
der Migranten.“

Eine andere Frage zielte auf die geplante
Osterweiterung der EU. „Damit bekommen
viele ein kommunales Wahlrecht, was denen
bitter aufstößt, die seit 30, 40 Jahren im Land
sind, ohne dieses Recht zur Mitgestaltung zu
haben. Diese Frustration darf man nicht unter-
schätzen“, meinte Lefringhausen.

In der Debatte über den Bericht ging es
um die Rolle, die dem Migrationsausschuss
bei dem geplanten Kongress zufallen soll.

In Teilen widersprüchlich erschienen
Thomas Kufen (CDU) die Ausführungen. „Ich
bin mir sicher, wenn wir den Begriff der Inte-
gration mit dem Stichwort Humankapital ver-
binden und einmal in die Stadtteile mit hohem
Ausländeranteil gehen, würden wir schnell
sehen, dass die Realität weitaus schlimmer ist!“
Was die Aufgabe des Ausschusses beim Kon-
gress betrifft, zeigte er sich verunsichert. „Was
genau werden wir dort zu tun haben?“

Erfreut über den Paradigmenwechsel in der
Integrationsdebatte war Vera Dedanwala (SPD).
„Endlich diskutieren wir mit den Migranten
statt über sie.“ Jedoch habe sie festgestellt, dass
viele Migranten auch nach 30 Jahren in Deutsch-
land nur sehr gebrochen Deutsch sprechen.
„Anstatt aber über die Versäumnisse der letzten
zwei Jahrzehnte zu klagen, müssen wir auf die
kommenden 20 Jahre blicken und auf die junge
Generation zugehen, über die wir die Eltern-
generation dann erreichen.“

Britta Altenkamp (Sprecherin der SPD)
versprach sich viel von dem geplanten Eltern-
kongress im Februar. „Ich denke, so kommen
wir auch an die Menschen heran, die sonst nicht
zu solchen Veranstaltungen gehen, denn ihre
Kinder sind ihnen wichtig, darüber wollen sie

D
as Bild der Integration sei häufig ver-
zerrt. Probleme wie die Jugendkrimi-
nalität bei Aussiedlern bestimmten

das Bild. „Muslime sagen, wir konzentrierten
uns auf die fünf Prozent der Integration, die
nicht klappten, aber über die 95 Prozent, die
klappten, redeten wir kaum“, erklärte Lefring-
hausen. Die eigene Integration sei nach Meinung
der Einwanderer besser als ihr Ruf. Viele
Muslime bedauern den aktuellen Kopftuch-
streit. „Sie klagen darüber, dass ihre eigenen
Verbände den Eindruck erwecken, als sei das
Kopftuch-Tragen für muslimische Mädchen
und Frauen eines der zentralen Probleme. Es ist
aber lediglich ein Nebenthema des muslimischen
Glaubens“, sagte der Integrationsbeauftragte.

Dialog

Der Zwischenbericht über das Konsulta-
tionsverfahren, an dem landesweit 119 Partner-
organisationen wie Eltern- oder Wohlfahrts-
verbände, Kirchen und Selbsthilfegruppen von
Migranten teilgenommen haben, wird wesent-
licher Grundstein für den „Integrationskongress
NRW“ sein, der für den 18. und 19. Juni an-
beraumt ist. Der Kongresstitel „Integration mit
aufrechtem Gang“ verweist dabei bereits auf
den Ansatz des Konzeptes: „Aufrechter Gang
meint nicht, toleriert und geduldet zu sein,
sondern enthält den Aufruf zur gegenseitigen
Anerkennungskultur.“ Und diese sei im Wesent-
lichen getragen vom Dialog. „Viele Migranten
sitzen jedoch verschüchtert in ihren Nischen,
die muss man zu einem Dialog tragen“, berich-
tete Lefringhausen von seinen Erfahrungen.
Das ist ihm und seinen Mitarbeitern im Verlauf
der vielen Diskussionsrunden im vergangenen
Jahr gelungen.

Eine weitere Erkenntnis dieser Gespräche:
Etliche Probleme seien emotionaler Art, so der
Beauftragte. Meist fühlten sich Migranten in
entscheidenden Zukunftsfragen des Landes aus-
gegrenzt. Hier sei ein sensiblerer Umgang mit

reden.“ Auch sie habe die
Frage, wie man als Ausschuss auf diesen Kongress
passe. „Ich sehe unsere Rolle eher als Zuhörer,
fürchte aber, dass viele mit einer gewissen Erwar-
tungshaltung an uns herantreten.“

Erwartungen

Diese Sorgen teilte auch Sybille Haussmann
(Sprecherin der Grünen). „Mir wird flau bei
dem Gedanken an die hohen Erwartungen, die
an den Kongress gerichtet sind.“ Außerdem
habe sie ihre Zweifel, ob man in NRW einen
entscheidenden Beitrag zur Integrationspolitik
in Deutschland leisten könne.

Sehr zufrieden zeigte sich Ministerin Birgit
Fischer (SPD) über den Bericht. „Er beweist,
wie wichtig die Rolle und Funktion des Inte-
grationsbeauftragten für die Politikgestaltung
ist. Während die Politik nur die Rahmenbedin-
gungen bestimmen kann, können wir hier den
Prozess aktiv mitgestalten.“

Zum Schluss nahm Lefringhausen  Stellung
zur Rolle des Migrationsausschusses beim Kon-
gress. „Ich hoffe es gelingt, wenn die Politik ihre
Rolle dort als aktiver Zuhörer begreift. Es ist
keine Plattform für die Politiker, aber es ist
wichtig, dass die Migranten sehen, dass sie von
Ihnen gehört werden.“                                         NB   
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„Migranten aus ihren Nischen herausholen“

Besser als ihr Ruf – das war wichtiges Ergebnis des Berichtes, den Dr. Klaus
Lefringhausen, Integrationsbeauftragter der Landesregierung, dem Migra-
tionsausschuss unter dem Vorsitz von Wolfgang Große Brömer (SPD)
Anfang des Jahres vorgelegt und erläutert hat.

Migration

Gegenseitige Anerkennung soll Integration erleichtern 

Dr. Klaus Lefringhausen (Bild) bei seinem
Bericht, den er als Integrationsbeauftragter der Landes-

regierung dem Fachausschuss abstattete. Foto: Schälte
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verbessert werden. Ausgangs-
punkt war die Überlegung,

dass Patientinnen, die sich
trotz Scham und Angst

vor Unverständnis
gegenüber dem

Medizinsystem
öffnen, häufig auf

Ärzte und Ärztinnen
treffen, die über die medi-

zinische Notfallversorgung
hinausgehende Hilfen nicht anbieten

können. Daher wurden die verschie-
denen Professionen des Gesundheitsbereichs

für die Thematik häuslicher Gewalt über einen
längeren Zeitraum durch verschiedene Ver-
anstaltungen sensibilisiert. Entwickelt wurde
eine Vernetzung und Kooperation zwischen
den beratenden und behandelnden Helfe-
rinnen, so dass die Problematik im gesund-
heitlichen Versorgungssystem dieser Kommune
und in der Fortbildung verankert werden
konnte.

Öffentlichkeitsarbeit

Ein anderer Ansatz kommunaler frauen-
spezifischer Gesundheitsversorgung stärkt das
„Empowerment“ von Frauen. Aus Mülheim
wurde der Enquetekommission ein Beispiel für
muttersprachliche Angebote für türkische
Frauen in der Brustkrebsversorgung vorgestellt.
Durch Berücksichtigung des kulturabhängigen
Gesundheitsverständnisses, eine gezielte Öffent-
lichkeitsarbeit für türkischen Frauen, zum
Beispiel in Artikeln türkischer Zeitungen sowie

A
m Bei-
spiel der
frauenspe-

zifischen Gesund-
heitsberichterstattung
des Kreises Steinfurt
wurde die Relevanz der
geschlechtsdifferenzierten
Datenerhebung in Kommu-
nen hervorgehoben, um die be-
stehende Gesundheitsversorgungs-
landschaft unter frauenspezifischen
Fragestellungen beleuchten zu können.
Dabei wurden zu bereits bestehenden Ver-
sorgungseinrichtungen Kontakte hergestellt
und an ihre Vorgaben angedockt. Dieses
Vorgehen erfordert eine Vertrautheit mit den
örtlichen Strukturen, den Akteuren des Gesund-
heitssektors und den bestehenden Versorgungs-
lücken und Konflikten. Die verschiedenen
Akteure, Institutionen und Einrichtungen
wurden in die Gesundheitsberichterstattung
einbezogen und so werden unterschiedliche
Erfahrungen mit der gesundheitlichen Ver-
sorgung berücksichtigt (zum Beispiel Selbst-
hilfegruppen). Der Bericht wurde in der
Kommune zur Kenntnis genommen, er führte
zur Diskussion mit Entscheidungsträgern und
zu Beschlüssen in der Gesundheitskonferenz.
Es sind Umsetzungsschritte und die Fortset-
zung der Frauengesundheitsberichterstattung
geplant.

Im Mittelpunkt der Arbeit des Runden
Tisches Gewalt aus Minden-Lübbecke stehen
die gesundheitlichen Auswirkungen häuslicher
Gewalt. Der Zugang der von Gewalt betroffenen
Frauen zur gesundheitlichen Versorgung soll
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Vor Ort wächst das Problembewusstsein
Kommunale Projekte zur Frauengesundheit vorgestellt

Frauengesundheit

Anni Lütke Brinkhaus, Gleichstellungs-
beauftragte Kreisverwaltung Steinfurt,

Anne Rengers, Gleichstellungsbeauf-
tragte Stadtverwaltung Ochtrup und

Marianne Hürten, Vorsitzende der Enquete-
kommission „Zukunft einer frauengerechten

Gesundheitsversorgung in NRW“ (von l.
nach r.)                Foto: Schälte

A
uch in den Jahren 2004/2005 werden
in NRW 100 Millionen Zugkilometer
gefördert. Das erreichten SPD und

GRÜNE durch Umschichtung von 17 bzw.
20 Millionen Euro  im Verkehrshaushalt, wo
die Landesregierung eine 30-prozentige
Kürzung vorgesehen hatte. Bei der 2. Lesung
des Doppelhaushalts im Plenum nannte
SPD-Sprecher Gerhard Wirth die Verhin-
derung von Leistungsabbau im Schienen-
verkehr als einen Schwerpunkt der Ver-
kehrspolitik der SPD. Durch ein Versehen
fehlten die  Worte „Verhinderung von“ im
Bericht in „Landtag intern“, so dass seine
Aussage ins Gegenteil verkehrt wurde.

durch die Wahl des Veranstaltungsortes, konnte
den gesundheitlichen Informationsbedürf-
nissen dieser Bevölkerungsgruppe nachgekom-
men werden.

Abschließend wurden der Stand der
Umsetzung der Frauengesundheitspolitik in
den nordrhein-westfälischen Kommunen und
Kreisen berichtet und die Chancen und
Hindernisse für die frauenspezifischen Ansätze
mit den Teilnehmerinnen der Veranstaltung
beraten.

Das Thema Frauengesundheit in NRW-Kom-
munen stand Ende vergangenen Jahres auf
der Tagesordnung der Enquetekommission
„Zukunft einer frauengerechten Gesund-
heitsversorgung in NRW“. Verschiedene Ak-
teurinnen aus nordrhein-westfälischen
Kommunen berichteten über kommunale
Projekte der Frauengesundheit.

Schienenverkehr
im Land
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Forum

Ein schlichtes Blatt mit der amtlichen Drucksachennummer 13/4900:  „Unterrichtung
des Landtagspräsidenten“ steht darüber. Der weitere Text ist ebenso schmucklos wie
zutreffend. Er lautet: „Mit der Überführung des Staatsbades Oeynhausen in den
Eigenbetrieb „Staatsbad“ der Stadt Bad Oeynhausen ist die Geschäftsgrundlage der
Arbeitsgruppe „Staatsbad Oeynhausen“ des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und
Soziales und Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge weggefallen. Die Auf-
lösung wurde in der letzten Sitzung der Arbeitsgruppe am 15.Januar 2004 ohne

Gegenstimmen festgestellt.“

N
ach gut einem Vierteljahrhundert war
dies der Schlusspunkt einer Geschichte,
die alle Höhen und Tiefen des einzigen

Staatsbades des Landes NRW gesehen hat. Im
Januar 1978 wurde die Arbeitsgruppe vom
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales
ins Leben gerufen. Grund für die Einrichtung
der Gruppe – ihr erster Vorsitzender war Kon-
rad Grundmann (CDU) – war ein Bericht des
zuständigen Ministers über die wirtschaftliche
Situation. Den sollte sie  beraten und dazu Ver-
besserungen erarbeiten. Hilfreich war für dieses
Unterfangen die Untersuchung der Krupp-AG,
die Umstrukturierungspläne vorgelegt hatte:
Das Personal sollte reduziert, das Heilbad um-
strukturiert und durch neue Angebote attraktiver
gemacht werden.

Herzzentrum

So entstand als wichtiger Meilenstein 1984
ein Herzzentrum, das schon bald internatio-
nales Renommee erreichte. Fünf Jahre später
gelang dem Chefarzt dieses Zentrums, Pro-
fessor Dr. Reiner Körfer, die erste erfolgreiche
Herztransplantation in NRW. Im Oktober 1999
folgte die weltweit erste vollständige Implan-
tierung eines Kreislaufunterstützungssystems

(„LionHeart“). Europaweit wurde zum ersten
Mal im Februar 2001 erfolgreich in Bad Oeyn-
hausen ein künstliches Herz an Stelle des
menschlichen Organs eingesetzt, das so genannte
CardioWest. Im Unterschied zu anderen
künstlichen Ersatzherzen können Cardio-
West-Patienten nach dem Eingriff nach Hause
entlassen werden.

Gesundheit bedarf nicht nur der ärztlichen
Kunst, auch der Patient muss dazu beitragen.
Wie ginge das besser, als wenn er sich wohl fühlt
und seine Zeit im Bad sinnvoll nutzen kann. Es
kam die Bali-Therme dazu: Sie entwickelte
sich aus einem ganz normalen Hallenbad zu
einem Wellness-Zentrum mit asiatischem Flair.
Eine wichtige medizinische Ergänzung war
dann  das Institut für Manualtherapie und  für
Traditionelle Chinesische Medizin. Am Rande
des prächtigen Kurparks wurde schon früh eine
Spielbank eingerichtet. Das alles (und manches
mehr) hat die Arbeitsgruppe in der Zeit ihres
Wirkens begleitet und oft genug auch angeregt.
Aber auch immer hatte sie zusammen mit dem
Staatsbad um die wirtschaftliche Entwicklung
zu kämpfen.

Da gab es schon lange vor der Gesundheits-
reform unserer Tage Änderungen in den gesetz-
lichen Grundlagen für Heilbehandlungen. So
trat Ende der 70-er Jahre aus finanziellen Er-

wägungen der Gedanke der gesundheitlichen
Prävention in den Hintergrund. Das führte zu
zurückgehenden Zahlen bei den Kurgästen der
gesetzlichen Krankenkassen und damit  zu wirt-
schaftlichen Einbußen, zumal es auf der anderen
Seite  nicht möglich war, die Preise für die in
die Kurkliniken gelieferte heilkräftige Sole zu
erhöhen und damit das wirtschaftliche Ergebnis
des Staatsbades zu verbessern. Über Jahrzehnte
musste darum der Eigentümer, das Land, Geld
in das Staatsbad Oeynhausen pumpen.

In enger Zusammenarbeit zwischen
Arbeitsgruppe, Gesundheitsministerium

und der Stadt
Bad Oeynhausen
wurde nach einer
dauerhaften Lö-
sung gesucht:
Das Land konnte
und wollte sich
angesichts der
Entwicklung der

öffentlichen Finanzen und in Verant-
wortung vor dem Steuer zahlenden Bürger
nicht auf Dauer einen defizitären Wirt-
schaftsbetrieb leisten. Der Ausweg wurde in
Privatisierung oder Kommunalisierung des
Staatsbades gesehen. Die Gespräche und Ver-
handlungen erstreckten sich über drei Jahre.

Gute Aussichten

Am 15. Januar diesen Jahres war es dann so
weit: NRW-Gesundheitsministerin Birgit Fischer
übergab an Oeynhausens Bürgermeister Gerhard
Paul symbolisch den Schlüssel. Mit dabei waren
bei der feierlichen Zeremonie Landtagspräsident
Ulrich Schmidt, der selbst zwölf Jahre lang die
Arbeitsgruppe als Vorsitzender geleitet hatte und
der letzte Leiter der Arbeitsgruppe, der SPD-
Abgeordnete Bodo Champignon. Alle waren
sich darüber einig, dass das Staatsbad Grund
hat, optimistisch in die Zukunft zu blicken:
Zum einen verabschiedete sich das Land nicht
völlig von seinen Verpflichtungen, sondern
unterstützt das Bad weiterhin für einen über-
schaubaren Zeitraum. Zum anderen nimmt die
Zahl der Kurgäste wieder zu, die Privatzahler
sind. Auch neue Zweige wie der Wellness- und
Fitness-Bereich expandieren.

Mit diesen Aussichten fiel es den Arbeits-
gruppenmitgliedern nicht allzu schwer, den
Auflösungsbeschluss zu fällen. Es gab wie gesagt
unter den Versammelten keine Gegenstimme,
aber doch eine wenig Wehmut: Zu lange hatte
man sich mit den Erfolgen, aber auch mit den
Sorgen und Nöten des Staatsbades befasst. Aber
es geht weiter: „Das Staatsbad ist tot – es lebe
das Staatsbad!“, rief Bürgermeister Paul aus.
Ganz im Geiste der hohen medizinischen
Praxis, die hier vor Ort den Menschen hilft,
fügte er hinzu: „Bringen wir das Herz wieder
zum Schlagen!“ Fabian Arimond

Jahrzehntelang für das 
Staatsbad gewirkt
Mit Übergang an die Stadt hat sich die Arbeitsgruppe aufgelöst

Kann zur Gesundung des
erkrankten Menschen mit
beitragen – der ge-
pflegte Kurpark in Oeyn-
hausen.
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Aus den Fraktionen

SPD CDU

FDP GRÜNE

S
ehr offen und intensiv war der Meinungsaustausch zur aktuellen
politischen Lage, zu dem Ministerpräsident Peer Steinbrück (l.) am
vergangenen Dienstag einer Einladung in die grüne Landtags-

fraktion gefolgt war. Nach Abschluss der Haushaltsberatungen standen
die gemeinsamen Schwerpunkte der rot-grünen Koalition in der
politischen Arbeit in den nächsten Monaten im Mittelpunkt der
Debatte. Dabei kamen sowohl die Lage der Finanzen, die Notwendigkeit
von Steinkohlesubventionen, die Zukunft des Bergwerks Walsum, die
Bildungs- und Hochschulpolitik, aber auch die Lage und Konflikte mit
der Bundesebene zur Sprache.

„Insgesamt hat sich die Koalition in den vergangenen Monaten
als sehr stabil, handlungsfähig  und mit dem notwendigen gemein-
samen Willen zum Erfolg gezeigt“, so die Fraktionsvorsitzende Sylvia
Löhrmann (r.). Sie
zeigte sich zu-
frieden, dass der
Ministerpräsident
den direkten Aus-
tausch mit den
Abgeordneten des
Koalitionspartners
suche. Die Treffen
sollen jetzt in re-
gelmäßigen Ab-
ständen stattfin-
den.

GRÜNE: Treffen jetzt regelmäßigHochschulrektoren zu Gast bei der FDP-Fraktion

P
olitiker brüten mitunter Ideen aus, die bei den Praktikern nicht immer
auf uneingeschränkte Gegenliebe stoßen. Die FDP-Landtagsfraktion
NRW hatte deshalb Ende Januar in einer ihrer Fraktionssitzungen den

Vorsitzenden der Landesrektorenkonferenz, Professor Jürgen Schmidt aus
Münster, sowie den Vorsitzenden der Fachhochschulrektoren-Konferenz,
den Kölner Professor Joachim Metzner, zu Gast. Hauptthema der Diskus-
sion war die aktuelle Debatte über so genannte „Elite-Universitäten“, die von
der Bundesregierung forciert werden. Angesichts der tatsächlichen Situation
an nordrhein-westfälischen Hochschulen stieß der Vorschlag des Bundes-
kanzlers auf die kollektive Kritik der FDP-Fraktion sowie der Hochschulver-
treter. Man war sich einig, dass die Ankündigung zur Einführung von Elite-
Universitäten offenbar vom Problem der unterfinanzierten Hochschulen
ablenken soll. Der FDP-Hochschulexperte Friedrich Wilke sagte nach dem
Gedankenaustausch: „Die Bundesregierung strebt einerseits Extra-Zuschüsse
für Elite-Universitäten an, hat andererseits aber für 2004 die Investitionsaus-

gaben für die Hochschulen auf
925 Millionen Euro gesenkt und
gleichzeitig die Hochschulbau-
Mittel um 135 Millionen Euro
gekürzt. Großmütig werden hier
Versprechungen für Elite-Unis
abgegeben, während die Hoch-
schulen in NRW vor sich hin
marodieren.“ In diesem Punkt
waren Praktiker und (liberale)
Politiker sich völlig einig.

Jürgen Rüttgers 
trifft Arnold Schwarzenegger

Edgar Moron: Es geht um Bürgernähe und um
weniger Bürokratie – es geht nicht um die 
Auflösung der Landschaftsverbände

F
ür uns kommt eine Auflösung der Landschaftsverbände nicht in
Frage“, erklärte Fraktionsvorsitzender Edgar Moron für die SPD-
Landtagsfraktion. Es gebe auch keinen Grund, aus zwei leistungs-

fähigen und gut funktionierenden Verbänden drei zu machen. Wer
das, wie die CDU-Opposition, immer wieder auf die Tagesordnung
stelle, dem gehe es in Wahrheit nicht um effektive Verwaltungs-
strukturen, sondern um Blockade durch unrealistische Forderungen.

Kein Mensch habe Verständnis dafür, so Edgar Moron, dass die
Politik unfruchtbare Diskussionen führe. „Was unser Land braucht,
sind klare Aufgabenzuweisungen, ein möglichst weitgehender Ver-
zicht auf staatliche Reglementierung und Behörden, die effektive
Dienstleister für Privatleute und Unternehmen sind“, betonte der
Fraktionsvorsitzende.

Eine zukunftsweisende Verwaltungsstrukturreform müsse vor
allem drei Kriterien erfüllen: Das Land müsse sich auf die Aufgaben
konzentrieren, die der Staat wirklich erfüllen müsse. In dem Zusam-
menhang müsse zweitens festgelegt werden, welche bisherigen
Dienstleistungen des Staates ohne Qualitätsverlust von Privaten
erledigt werden können. Drittens gehe es um gezielte Stärkung der
Kreise und kreisfreien Städte. „Das bedeutet konkret, dass das Land
einen Teil seiner Kompetenzen an die Kommunen abgibt“, sagte
Edgar Moron.

J
ürgen Rüttgers war für
drei Tage zum „Schnup-
perwahlkampf“ in Kali-

fornien. Hier konnte er sich
über den amerikanischen Vor-
wahlkampf und die Wahl-
kampfführung informieren.
Begleitet wurde er dabei
auch vom Chef der dortigen
Konrad-Adenauer-Stiftung,
Franz-Josef Reuter.

Ehe man sich im größeren Kreis zu einem Abendessen niederließ,
hatte Jürgen Rüttgers die Gelegenheit, mit dem „Gouvernator“ von
Kalifornien, Arnold Schwarzenegger, zu sprechen. Dabei übergab er
ihm einen Brief des Hamburger Bürgermeisters Ole von Beust, der
Schwarzenegger zu den „Special Olympics National Games“, die vom
14.-19. Juni 2004 in Hamburg stattfinden, einlud. Hintergrund ist
Schwarzeneggers soziales Engagement für Behinderte. Rüttgers spielte
jedoch nicht nur den „Postboten“, sondern informierte sich auch über
den erfolgreichen Wahlkampf, bei dem Schwarzenegger es geschafft
hatte, eine Hochburg der Demokraten zu erobern und dabei eine Auf-
bruchstimmung zu erzeugen.

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!
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W
as kann, was darf, was soll Ver-
waltung leisten?“ Diese und andere
Fragen unternimmt ein Buch zu

beantworten, das als Band 15 zur politi-
schen Landeskunde erschienen und von
der Landeszentrale für politische Bil-
dung herausgegeben worden (und
auch nur von dort zu beziehen) ist.

Unter dem Titel „Verwaltung in Nord-
rhein-Westfalen. Zwischen Ärmelschoner
und E-Government“ präsentiert Herausgeber
Professor Dr. Dieter Grunow, Lehrstuhlinhaber
für Politikwissenschaft und Verwaltungswissen-
schaft an der Universität Duisburg-Essen,
Standort Duisburg, die Verwaltung mit all
ihren Facetten. Der Herausgeber will dabei
die Thematik einer breiten Leserschaft zugäng-
lich machen und verfolgt den Anspruch, sich

an der Lebenswirklichkeit der Bürgerinnen
und Bürger zu orientieren.

So werden von den sachver-
ständigen Autoren Verwaltungs-

geschichte und -aufbau, aber auch die Möglich-
keiten und Grenzen interner wie externer Ver-
waltungskontrolle genauso wie eine Verwal-
tungsmodernisierung mit neuen Konzepten
oder auch Alltagskontakte mit der Verwaltung
behandelt. Ein Glossar mit wichtigen Ver-
waltungsbegriffen rundet den Band ab, der als
Einzelexemplar kostenlos bei der Landeszen-
trale für politische Bildung (Horionplatz 1,
40213 Düsseldorf) bestellt werden kann.

A
usgerechnet ein persönlicher Schick-
salsschlag – der frühe Tod ihres Ehe-
partners – löste bei Ursula Doppmeier

politische Aktivitäten aus. Als alleinstehende
Mutter von vier Kindern fühlte sich die
damals 40-Jährige „nicht so behandelt, wie ich
es mir vorgestellt hatte“, erinnert sie sich heute.

Statt darüber zu klagen, ergriff die CDU-
Landtagsabgeordnete aus Gütersloh die Initia-
tive. Bis dahin nur passives Mitglied, wurde
sie zunächst in der Frauen-Union aktiv, die sie
dann 1996 zur Kreis- und zwei Jahre später
zur Bezirksvorsitzenden von Ostwestfalen-
Lippe wählte.

Lehramt

Die 1952 in Hohenlimburg bei Hagen
geborene Ursula Doppmeier studierte nach
dem Abitur Anglistik und Textilgestaltung an
der Universität Münster. Dem Referendariat
1976/77 in Bielefeld folgte die Anstellung als
Realschullehrerin an der Freiherr-von-Stein-
Realschule in Gütersloh. Wegen der Geburt
ihrer Kinder unterrichtete die Abgeordnete
später in Teilzeit; nach dem Tod ihres Mannes
stieg sie dann wieder voll in den Beruf ein:
„Ich musste schließlich das Geld für die
Familie verdienen.“ 

Ungeachtet der beruflichen Tätigkeit
engagierte sie sich in Partei und Heimatkreis.
So wurde die Christdemokratin 1999 in den
Gütersloher Kreistag gewählt. Seit 2000 ist die
Gütersloherin auch Stadtverbands- und stell-
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vertretende Bezirksvorsitzende ihrer Partei.
Schließlich rückte sie bei der Landtagswahl im
Frühjahr 2000 über die Reserveliste der Union
in das Landesparlament.

Die Fraktion berief ihre neue Kollegin in
den Ausschuss für Schule und Weiterbildung
sowie in den Ausschuss für Frauenpolitik und
entsandte sie in die Enquetekommission
„Zukunft einer frauengerechten Gesundheits-
versorgung in NRW“.

Die Pädagogin hält es für wichtig, dass
wieder Leistung in den Schulen gefördert und
anerkannt werde. Zudem müsse die Werte-
der Wissensvermittlung gleichgesetzt werden.
In diesem Zusammenhang verweist die Parla-
mentarierin auf die Diskussion über einen so
genannten „Benimm-Unterricht“, die nach ihrer
Auffassung überflüssig gewesen wäre, wenn man
anerkannt hätte, dass die Schule auf zwei Säulen
aufgebaut sei – auf Bildung und Erziehung.

Frauenpolitik

Im Ausschuss für Frauenpolitik engagiert
sie sich dafür, dass die „Sichtweisen“ der
Frauen stärker in die politischen Entschei-
dungen eingebracht werden; so beispielsweise
bei den öffentlichen Planungs- und Baumaß-
nahmen. In Gütersloh beispielsweise habe
man durchgesetzt, dass neben Parkplätzen für
Behinderte auch Stellplätze für „Mütter und
Kinder“ ausgewiesen wurden. Und sie ärgert es,
dass bei öffentlichen Anlagen die Spielplätze
meist in „die hinterste Ecke“ gedrückt würden.

In der Enquetekommission macht sie sich
mit ihren Kolleginnen für eine „geschlechts-
intensivere“ Gesundheitsforschung stark.
An Herzinfarkt beispielsweise würden mehr
Frauen als Männer sterben, weil er bei ihnen
zu spät erkannt würde. So sei es nicht länger
hinnehmbar, dass 90 Prozent der Medi-
kamente nur an Männern getestet würden.

In ihrer knapp bemessenen Freizeit ent-
spannt sich die Abgeordnete beim Tennis
spielen oder bei der Lektüre möglichst eines
Science-Fiction-Romans.

Autor: Jochen Jurettko
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Vom 15. Februar bis 10. März 2004

15.02. Holger Ellerbrock (FDP) 56
16.02. Eckhard Uhlenberg (CDU) 56
18.02. Dr. Robert Orth (FDP) 36
18.02. Dr. Michael Brinkmeier (CDU) 36
20.02. Marianne Hürten (GRÜNE) 51
21.02. Gerda Kieninger (SPD) 53
22.02. Dorothee Danner (SPD) 55
23.02. Hans Peter Lindlar (CDU) 58
26.02. Hans Vorpeil (SPD) 67
26.02. Peter Eichenseher (GRÜNE) 50
26.02. Marc Jan Eumann (SPD) 38
27.02. Marie-Theres Ley (CDU) 64
28.02. Rolf Seel (CDU) 51
29.02. Horst Westkämper (CDU) 68
01.03. Sylvia Löhrmann (GRÜNE) 47
02.03. Gerd Schulte (CDU) 61
03.03. Manfred Hemmer (SPD) 67
03.03. Edith Müller (GRÜNE) 55
03.03. Rainer Lux (CDU) 53
04.03. Joachim Schultz-Tornau (FDP) 61
05.03. Dr. Thomas Rommelspacher (GRÜNE) 57
05.03. Gisela Hinnemann (CDU) 55
06.03. Klaus Kaiser (CDU) 47
08.03. Dr. Frank Freimuth (SPD) 42
09.03. Erwin Siekmann (SPD) 68
10.03. Fritz Kollorz (CDU) 59

Anne-José Paulsen, Präsidentin des Oberlandes-
gerichts (OLG) Düsseldorf, und Dr. Wilfried Bünten,
Vizepräsident des LG Düsseldorf, sind als Mit-
glieder des Verfassungsgerichtshofs für das
Land Nordrhein-Westfalen vereidigt worden.
Versehentlich war in der Bildunterschrift in der
vorigen Ausgabe von Landtag intern Köln als
Sitz des OLG genannt worden.

Doris König (48), ehemalige Brauerei-Unter-
nehmerin aus Duisburg, ist von Wirtschafts-
minister Harald Schartau (SPD) zur ehrenamtlichen
und unabhängigen Mittelstandsbeauftragten des
Landes ernannt worden. Ihre Aufgabe ist es, die
Interessen des nordrhein-westfälischen Mittel-
standes (siehe auch Berichterstattung in diesem
Heft auf Seite 7) gegenüber der Landesregierung
zu vertreten. Die international erfahrene Unter-
nehmerin und nicht an Weisungen gebundene
Mittelstandsbeauftragte wird einmal im Jahr dem
Landtag über ihre Arbeit berichten.

Landtagsandacht
Der Beauftragte der Evangelischen Kirchen

bei Landtag und Landesregierung, Karl-Wolfgang
Brandt, sowie der Leiter des Katholischen Büros,
Dr. Karl-Heinz Vogt, laden die Abgeordneten des
Landtags NRW am 12. Februar 2004 ein: 8.00 Uhr
Parlamentsfrühstück im Landtagsrestaurant und
9.15 Uhr Landtagsandacht im Raum E 3 Z 03.

. . . der Erlös des ersten parlamentarischen Preis-Skats unter der Schirmherrschaft von Landtags-
präsident Ulrich Schmidt am 11. Februar wird der Stiftung Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen
zur Förderung von elternlosen und behinderten Menschen zugute kommen. Eingeladen zu
diesem ebenso geselligen wie wohltätigen Abend sind die Mitglieder von Landtag und der
Landesregierung, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landtags, der Fraktionen und der
Ministerien, Journalisten und Verbandsvertreter. Sie alle wetteifern an diesem Abend um Sieg
und um einen der zahlreichen wertvollen Sachpreise, die von Sponsoren gestiftet worden sind.
Die Veranstalter erwarten zu dem Ereignis zahlreiche Teilnehmerinnen und Teilnehmer –
ungeachtet der beträchtlichen Menge an „Kiebitzen“, die ihr Interesse der Beobachtung des
Preis-Skats bekundet haben.

Reizen für einen guten Zweck . . .

Foto: Schälte
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